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| Editorial 


Diesmal wieder viel Text, aber, wie wir hoffen, nicht mit so gräßlich vielen Layout- 
Fehlern, wie beim letzten Mal. Nicht verhalten haben wir uns zum Autonomen 
Kongreß, der Ostern in Berlin stattfand. Aus der Redaktion hatte niemand Zeit und 
das, was zu hören war, hat unsere Vorurteile bestätigt: Zusammenkünfte, die in der 
DDR-Opposition an verschiedenen Orten mehrmals im Jahr möglich waren, zwang- 
\ose Beratungen, Werkstätten, bei denen der Stand der Dinge ausgetauscht wurde, 
- das kam hier nach zweijähriger intensiver Vorbereitung zustande. Ein Berg kreißte 
und ward:von einer Maus entbunden. Und nicht die Perspektiven für das 21. 
Jahrhundert, sondern eine "Kirchentag" ("taz", "jw" und "ND" übereinstimmend) 
wurde geboten, auf dem Verhaltens- und Speiserituale einer Sekte nicht einmal 
erörtert, sondern eingeübt wurden. Die Veganismusdiskussion hatte schon die 
Qualität religiöser Speisevorschriften, die Sexismusdiskussion erinnerte lebhaft an 
die mittelalterliche Geißlerbewegung oder an die Kritik-Selbstkritik-Rituale in stalini- 
 stischen Parteien. Nur, daß Fehlverhalten nicht mit Verbrennung oder Erschießung 
- ) geahndet werden kann, sondern nur zum Ausschluß aus der allein selig machenden 
“s:| Politsekte führt. Einem Frecher, der es wagte, nicht zu begreifen, daß er als Mann 
" ansich schon im Zustand der Erbsünde ist, konnte im Plenum leider nur erklärt wer- 
den, er habe sich damit nun außerhalb der Bewegung gestellt. Es gab keine 
'" Auseinandersetzung mit der Realiät, sondern angesichts des Scheiterns an der 
» Realität das Sinnieren darüber, über welche ’Verschärfung der Rituale dieser nun 
‘| endlich doch beschwörend beizukommen sei. Angesichts solcher und anderer ganz 
grundsätzlicher Fehlentwicklungen in der westdeutschen Linken (siehe unseren 
Aufsatz über “Die westdeutsche Linke und die DDR-Opposition”) hoffen wir, daß 
| während einer hauptsächlich von ostdeutschen parteifremden Linken geplanten 
:; Werkstatt die Thematisierung des eigentlichen Problems eher gelingt: Die 
.\ Perspektiven von Emanzipationsbewegung in einem bis zum Untergang der 
.. Gattung immer neue dynamische Entwicklungen bietenden Spätkapitalismus. 
a Da bieten Aktionen wie die gegen den indonesischen Staatschef Suharto, 
.. die in unserem Heft beschrieben werden, wenigstens die Chance, nicht permanent 
.. den eigenen Bauchnabel zu beschwören, sondern in der real existierenden Welt zu 
agieren. Man muß einfach nur mal beispielsweise Überlebenden von Masakern der 
indonesischen Dikatur zuhören, um zu begreifen, um was es wirklich geht, bei- 
spielsweise eine deutsche Industrie, die dort Beihilfe zum Massenmord leistet, um 
auf Dauer billige Arbeitslöhne zu gewährleisten und hier Arbeitsplätze vernichten zu 


können. 


Was sonst noch im Heft steht, werdet Ihr ja selbst sehen. Mit freundlichen 
Grüßen von Haus zu Haus! | Redaktion "telegraph" 


Bildnachweis: Titelseite: Indonesische Karrikatur, Quelle unbekannt, S. 5 und 7: 
Archiv Wolf S. Pelz, S. 8, 24 , 27, 30, 33, 34 Frank Feiertag, S. 16: Archiv Micha 


Meinicke, S. 42: Redaktionsarchiv 
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Suharto stinksauer 
Der indonesische Diktator Suharto hatte beim 
Kulturbesuch in Dresden unangenehme Erlebnisse 
Die diesjährige Hannovermesse hatte zum Partnerland Indonesien gewähl 


Die deutsche Industrie möchte offensichtlich gern Arbeitsplätze auch in die 
ses fernöstliche Menschenrechtsparadies exportieren und die Bonner neolibe 


rale Politikerclique geht ihnen dabei gern zur Hand. Argerlich nur, daß de 
hofierten indonesischen Staatsgästen die medienwirksamen Alibireisen z 
Stätten der deutschen Kultur von ostdeutschen AktivistInnen vermasselt wuı 
den. Das Weimarer Stadtparlament erklärte in einem Brief an Diktator Suhart 
diesen kurzerhand zur “unerwünschten Person”. Im schwarzen Dresden dur 
ten die Staatsgäste immerhin anlaufen, hatten aber diese oder jen 


Schwierigkeit. Dazu folgender Bericht von den AktivistiInnen 


Anläßlich der Hannovermesse erstattete 
der indonesische Ministerpräsident 
General Suharto, Dresden einen Besuch. 
Im Vorfeld wurde uns diese Information, 
sowie einige Details des vorgesehenen 
Besuches bekannt, woraufhin sich eine 
Gruppe von Leuten zusammenfand, die 
diesen Besuch zu verhindern bzw. zumin- 
dest zu behindern suchte. Wir verfaßten 
einen offenen Brief an den 
Oberbürgermeister der Stadt und an den 
Ministerpräsidenten von Sachsen, in dem 
diese auf die maßlosen 
Menschenrechtsverletzungen in 
Indonesien hingewiesen und zum 
Absagen des Besuches aufgefordert .wur- 
den. Dieser offene Brief wurde von 24 
Gruppen unterzeichnet und gemeinsam 
mit einer Presseerklärung und umfangrei- 
chen Informationen den beiden alten 
Herren sowie der Dresdner Lokalpresse 
übergeben. Fast zeitgleich existierte noch 
eine Initiative im Stadtparlament, ähnlich 
wie in Weimar, den Besuch mittels einer 
Parlamentserklärung auszuhebeln. 

Die Reaktion war unglaublich: Der 
Bürgermeister distanzierte sich mit schrof- 
fen Worten von dem Besuch und meinte, 
daß eine Eintragung im goldenen Buch 
nicht in Frage käme. Biedenkopf erklärte 
öffentlich Verständnis für unseren Protest, 
meinte aber trotzdem, den Herren Suharto 
höflich empfangen zu wollen. Der Leiter 
des Stadtmuseums, Matz Griebel, den das 


Protokoll des Außenamtes erkoren hatt 
Suharto durch das Grüne Gewölbe z 
führen, weigerte sich, diese Ehre anzuner 
men. 
Am Vorabend des Besuches, der 
4.4. wurde kurzfristig noch ein 
Informationsveranstaltung organisiert, au 
der ein Film über das Massaker von Di 
gezeigt wurde. Die Veranstaltung wurd 
von drei Exiltimoresen gehalten, die aus 
führlich über die Schrecknisse spezie 
Ost-Timors berichteten. 
| Am 5.4. kam nun Suharto gege 
10.30 Uhr auf dem Flugplatz an und au 
dem Staunen den ganzen Tag nicht meh 
heraus. Wir - etwa 150 bis 20 
Demonstranten - empfingen ihn ir 
Zwinger mit maßlosem Krach 
Transparenten in seiner Muttersprach 
und Flugblattregen. Einer der Timorese 
skandierte Sprüche über das Megaphor 
Die Polizei hielt sich zu unsere 
Verwunderung weitestgehend zurück. De 
Besuch des sich gern als Mäzen geben 
den Suharto in der Galerie alter Meiste 
währte ganze 20 Minuten. Danach wurd 
er die 200 m ins Hotel gekarrt, aus dem e 
sich bis zum Abend wegen unsere 
Proteste nicht heraus traute. Im Laufe de 
Nachmittags wurde die Polizeilinie etwa 
härter, blieb aber weit hinter unsere; 
Erwartungen zurück. Um sechs gab e, 
dann eine Demo auf dem Theaterplatz, zı 
der ca. 600 Leute kamen. Dieweilen di 
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> Erklärung zu den Protesten gegen den Besuch General Suhartos 
F in Dresden 


| ‚. General Suharto! 
In Dresden beschäftigen sich seit vielen Jahren verschiedene 
1} Menschenrechts- und eG LESE DDDE mit den 
3 Menschenrechtsverletzungen in Ihrem Land, der Annektiıon Ost- 
Timors und den Waffenexporten Deutschlands für Ihre Armee. 
r Unsere Gruppe speziell :besetzte bereits im Mai 1993 eines 
) der inzwischen an Indonesien gelieferten Kriegsschiffe. 
} Die ständige Mißachtung der Menschenrechte, das 
Massaker von Dili, die Verschleppungen, die Morde und die 
’ Unterdrückung unter Ihrem Diktat sind der Weltöffentlichkeit 
> hinreichend Dekannt und wurden von der UNO mehr als eınmal 
a angeklagt. Aus diesem. Grunde beschlossen 24 Dresdner Gruppen 
egen Ihren Besuch in unserer Stadt Einspruch zu erheben. Wır 
forderten unsere Stadt- und Landesregierung auf, Sie auszu- 
laden bzw. baten die Vertreter aus Kunst und Kultur, Sie 
nicht zu empfangen. Dem wurde zum Teil Rechnung getragen. Wıe 
Ihnen sicher aufgefallen ist, wurde, Ihr Programm erheblich 
gekürzt und Sie durften sich nicht in das Goldene Buch der 


‘ntragen. Aber auch gegen Ihren gekürzten Besuch und 
en das Goldene Buch des Landes Sachsen prote- 


] a ın I 
eg wir halten es für skandalös, daß unsere PunSden 
und Landesregierung, einen der blutigsten Diktatoren Ge 
welt, emp wır en Sie merken zu lassen, a 

] "di er Politik und Ihrem Besuch 
ar ie k der Zurückhaltung der 
Den Nun entnehmen wir der 
AIEE E r unsere Proteste sehr 

ziel erreicht. MIT 
doch, daß Sie und 


WO WE EYE VI ZT a KU 
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machen. 


Ihres Besuches hatten. Wir 


NaALUR 
wir befürchten, 
nehmen, erneut 


und 
wir fordern Sie daher auf, 


hören, zu beschuldigen bzw. 


wir werden Ihr 
lichkeit darüber informieren. 


in Dresden 


Deutschland 


Der Brief wird 


Polizei nun doch einen “Freiraum” (Radius 
ca. 100 m) für Suharto geschaffen hatte 
und langsam einen rabiateren Film fuhr, 
gab es einige Rangeleien, die aber wohl 
für keinen böse ausgegangen sind. Es 
wurden etwa 10 Leute kurzfristig festge- 
setzt. Für 20.00 Uhr war Suharto zum 


Fressen mit Biedenkopf und 
Wirtschaftsmutanten verabredet, - schlecht 
für ihn, daß das in einem anderen Hotel 
war. Der Transfer gestaltete sich recht 
kompliziert, da die Demonstration sich 
mittlerweile in kleine Gruppen geteilt hatte, 
um an den verschiedensten Ecken zu 
blockieren. Das gelang ganz gut, so daf3 
der gepanzerte Bus mit Indonesiern, in 
dem zumindest der mit der deutschen 
Wirtschaft verschwägerte indonesische 
Technologieminister Habibi saß (manche 
behaupten gar “Ihn” gesehen zu haben) 
auf dem Terrassenufer umkehren mußte. 
Bei dieser Gelegenheit zeigte Herr Habibi 
übrigens einen Stinkefinger, wir hoffen das 
Foto wird was! Nachdem Suharto auch 


Ihre Medien nun versuchen, 
Menschenrechtler Yeni Rosa Damayanti, 
Sri-Bintang Pamungkas aus Ihrem Land verantwortlich zu 
wir teilen Ihnen und der Öffentlichkeit daher mit, 
daß wir keinerlei Kontakte zu den 0.g. 
Menschenrechtlern Indonesiens oder Ost-Timors 
haben die Protestaktion ohne jeg- 
liche Unterstützung aus Indonesien organisiert und unsere 
Informationen waren ausschließlich allgemein bekannter 


daß Sie unsere Protestaktion zum Anlaß 
zum 
Demokratiebestrebungen in Ihrem Land zu unterdrücken. 
wäre abermals ein Zeichen für Ihre demokratieverachtende und 
menschenfeindliche Innenpolitik. 

weder die genannten, 
Personen im Zusammenhang mit unserer Protestaktion zu ver- 
zu bestrafen. 

wertereos 
Angelegenheit sehr genau beobachten und werden die Offent- 


Aktionsbündnis gegen den Indonesischen Staatsbesuch am 5.4. 


Zur Information auch an: Außenministerium der Bundesrepublik 


Botschaft Indonesiens in Deutschland 

Botschaft Portugals in Deutschland 
zum gleichen Zeitpunkt der Presse in 
Deutschland und Indonesien zugeleitet. 


für :unsere Protestef@diJe 
Goenawan Mohamad und 


Personen oder anderen 
ım Vorfeld 


Male 
Dies 


wiederholten 


noch andere 


Vorgehen in dieser 


noch in der Hotelhalle ein Transpi zu 
sehen kriegte, kam er wohl einigermaßen 
paranoid zum Geschäftsessen, wo ihm 
Biedenkopf sagte, daß er jetzt eine ganze 
Menge Demokratie mitbekommen hätte. 
Die Presse des 5./6.4. war sehr 
gut. Was uns besonders erfreute, ist, daß 
einige ausgiebig auch die von uns geliefer- 
ten Hintergrundinformationen publizierten. 
Suharto ist offensichtlich stinksau- 
er. Neueren Informationen aus Indonesien 
zufolge hat er den in Deutschland sitzen- 
den Militärattache, der für die Sicherheit 
des Besuches zuständig war, fast gefeu- 
ert. In den Medien wird verbreitet, drei (!) 
Indonesier, die zu diesem Zeitpunkt in 
Hannover waren (unter ihnen der 
Chefredakteur der verbotenen Zeitung 
“Tempo”) hätten die Ereignisse in Dresden 
aus dem Untergrund vorbereitet. Welche 
Folgen das für die drei Leute hat, ist bisher 
noch unklar, jedoch bewerten die uns 
bekannten Exiltimoresen die Situation ins- 
gesamt optimistisch. Die kritische Presse 
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in Indonesien bezweifelt natürlich 
das Ammenmärchen von der 
Verschwörung und erwartet die 
Rückkehr der zwei bisher noch 
hier weilenden Leute zu Ostern. 

Wir konnten den Besuch 
nicht verhindern. Kohl und seine 
Puppenspieler in der Wirtschaft 
werden auch nicht ihre Suche 
nach einer neuen deutschen 
Kolonie aufgeben. Aber die 
deutsch-indonesische 
Obrigkeitsschmuserei hat einen 
deutlich bitteren Beigeschmack 
bekommen und wir sind noch so 
naiv zu hoffen, daß . die 
Beziehungen sich etwas schwer- 
fälliger entwickeln als vorher zu & 
erwarten. 

Wir möchten uns bei den 
Leuten von Watch Indonesia, de 
Ost-Timor Co-Gruppe von amne- 
sty international und der Gruppe 
Exiltimoresen für ihre ; 
Unterstützung mit Informationen | 
und Landesprachkenntnis bedan- ; 
ken. 


Wolf S. Pelz 


Das menschliche Antlitz der 
neuen Steinzeit 


Protestdemonstration gegen die Schließung des 
Leipziger Jugendclubs Distillery durch die 
Stadtverwaltung 


“Die ersten Jugendlichen sind bereits 
wegen Sauerstoffmangels in der Distillery 
ohnmächtig geworden und mußten aus 
den Räumen getragen werden”, wußte 
das Zentralorgan der Stadtverwaltung 
namens “Leipziger Amtsblatt” in der 
Ausgabe vom 4.3.1995 und kündigte die 
Vermauerung der Räume an. 
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Die Protestdemo gegen diesen Mauerbau 
ließ nicht lange auf sich warten. Am 11.3. 
protestierten über 1000 Menschen “Gegen 
die Dezentralisierung!” mit einem Marsch 
vom Kreuz durch die Stadt und zurück. 
Von vorn, von hinten und von der Seite 
von der Polizei gefilmt, wurde der 
Demonstrationszug überdies von zahlrei- 


Geben und Nehmen: Polizisten, auf deren 
Rücken stadtpolitische Auseinandersetzun- 
gen ausgetragen wurden, plazierten sich auf 
dem Rücken eines Demonstranten und bilde- 


ten dabei die berühmte "Dialektische 
Connewitzer Einheit" 

chen PolizistInnen eskortiert. 
Bemerkenswert hoch war die 


Frauenquote, mit der die Polizei aufmar- 
schierte. 

DemonstrantiInnen, die an den 
Außenseiten des Zuges liefen, sicherten 
sich durch das Halten von Seilen vor 
Einbrechen der PolizistInnen in ihre 
Reihen. Lange ging die Demonstration 
friedlich ihres Weges, der nicht immer der 


Weg der Polizei war, weil gelegentlich der, 


vorausfahrende Wagen mit der rückwärts- 
gerichteten Polizeikamera den überra- 
schenden Wendungen der Demonstration 
nicht ganz folgen konnte. 

Vor dem Dimitroff-Museum wur- 
den aus dem überwiegend friedlichen 
Kreis der Demonstrantinnen gefüllte, aber 
geöffnete Bierdosen, kleinere 


Pflastersteine und mindestens ein hall 
Ziegelstein hinterrücks in Richtung « 
dem Zug vorauslaufenden Polizist 
geworfen, die diesen nicht ausweich 
konnten, da sie hinten keine Augen hatt 

Kurz danach, am Floßpla 
wurde einem Polizisten oder eir 
Polizistin ein Stein an den Helm oder 
Brust geworfen. Dies und die Steinwü 
zuvor veranlaßten die Polizei, fünf v 
mummte Demonstranten aus dem Zug 
greifen und diese mit Anwendung \ 
Gewalt, z.T. unter Schmerzensschre 
der Ergriffenen, zu arretieren. Die frie 
chen Demonstrantlinnen zerstreuten s 
kurz, als sie die Polizei rennen sah: 
durften aber trotz der Zwischenfälle we 
demonstrieren. Nach Angaben der “B 
Zeitung” blockierten am Kreuz eini 
DemonstrantiInnen den Verkehr. Na 
Aussage des Bürgerrechtlers Reit 
Müller (den ein Stein an der Schul 
getroffen hatte, obwohl er im Demo-Z 
lief!) standen die Leute nur auf der Stral 
weil kein Auto fuhr. Die Polizei räumte 
der Stockartstraße “Barrikade 
Autowracks, in der Biedermannstraße e 
Kabelrolle, die Bauarbeiter extra dort 
gestellt hatten. Aber auch Autowracks s 
hen überall in Leipzig, ohne daß ı 
Polizei sie wegräumt. In <« 
Stockartstraße hatten die Wracks ı 
Funktion, Trupps der Rechten : 
Durchfahren der Straße zu hindern, ı 
dabei oft in die Häuser geschossen hat 
sollen. 

Zu fragen ist allerdings, warı 
aus der großen Zahl der friedlich 
Demonstrantinnen niemand verhindert r 
daß einige, mutmaßlich betrunke 
Feiglinge, Steine in die Rücken und anı 
Köpfe der PolizistInnen werfen konnten. 

Die politischen Probleme c 
Stadt wurden so buchstäblich auf dı 
Rücken der Polizei ausgetragen. At 
auch auf dem Rücken der “ohnmächt 
aus der Distillery Getragenen. Denn die 
fielen nicht wegen “Sauerstoffmangel 
sondern angesichts der von c 
Stadtadministration betrieben 
Zerstörungspolitik der Connewitzer Sze 
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in Ohnmacht. Trotz dieser Ohnmacht der 
Demonstrantinnen aus Connewitz und 
anderen Stadtteilen, kann zwar verlangt 
werden, daß keine Steine mehr fliegen, 
aber erwarten kann von Ohnmächtigen 
niemand, daß sie sich nicht doch - auf ihre 
Art - wehren. Auge um Auge, Zahn um 
Zahn - eine neue Steinzeit hat begonnen, 


in der menschliches Versagen angesagt 
ist. Deshalb braucht Leipzig mehr Geld für 
das Aushängeschild “Menschliche Messe”, 
in der der Mensch im Mittelpunkt steht, 
nicht das Produkt. Connewitz kann noch 
warten? Oder leben dort etwa auch 


Menschen? 
Frank Feiertag 


Gipfelstürmer vereinigt euch! 


Einige Anmerkungen zum großen Gipfel in Berlin 


Nun sind sie alle wieder weg, die 3000 
Gipfel-Teilnehmer - die meisten sind mit 
dem Jet entflogen. Rausgekommen - das 
konnte man in allen Medien schon vorher 


lesen - ist nichts. Trotzdem zum finanz- 


schweren Klima-Gipfel in Berlin (23 
Millionen muß allein das 
Bundesumweltministerium dafür hinlegen) 
ein paar Anmerkungen für alle, die nicht 
dabei waren und die die seitenlangen 
Berichte der Presse angenervt überblättert 
haben. 

Eigentlich ging es um eine Über- 
prüfung der Klimarahmenkonvention, die 
1992 in Rio verabschiedet wurde. 
Angezielt war dabei die Unterzeichnung 
eines Protokolls zur Einschränkung des 
CO2-Ausstoßes. Da jedoch mindestens 80 
Staaten zu einer Unterzeichnung bereit 
sein müssen, um ein derartiges Protokoll 
wirksam werden zu lassen, war schon im 
Vorraus klar, daß der Klimagipfel ein 
Riesenflopp werden würde. Immerhin ist 
ein sehr bemerkenswertes Ergebnis erzielt 
worden - ein Verhandlungsmandat für die 
nächsten zwei Jahre, das Bestmögliche, 
wie manche Berichterstatter meinen. 
Immerhin, denn einige Länder wollten sich 
nur auf ein Beratungsmandat einlassen. 
Beratungen sind im Unterschied zu 
Verhandlungen im Diplomaten- 
Kauderwelsch beliebiger und können 
a ergebnislos abgebrochen wer- 

en. 

Interessant ist jedoch, das 
Verhalten der Non-Governmental- 
Organizations (NGOs) zu beleuchten, zu 
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denen auch die zahlreich erschienenen 
Vertreter der Umweltgruppen gehören. 
Seit dem Wegfall des Ost-West-Konfliktes 
kommt den NGOs ein viel größeres 
Gewicht in der internationalen Politik zu. 
Bis 1989 waren die Aktivitäten der natio- 
nalen Regierungen oft durch machtpoli- 
tisch geprägte Strategien dominiert, die 
auf die Stärkung der Einflußbereiche der 
jeweiligen Blöcke zielten. Heute sind die 
Beweggründe für die jeweiligen 
Verhandlungspositionen dagegen fast 
ausschließlich im ökonomischen Bereich 
zu suchen. Seit dieser Veränderung der 
Rahmenbedingungen sind deshalb 
bestimmte Gebiete für die Industrieländer 
wertlos geworden. Als Beispiel läßt sich 
das Afrika unterhalb der Sahara anführen, 
wo weder wirtschaftliche noch sicherheits- 
politische Gründe für ein Engagement 
westlicher Regierungen sprechen. 
Demzufolge sind die 
Entwicklungsorganisationen im 
Wesentlichen auf sich allein gestellt. Dies 
führt zu einer Aufgabenerweiterung, der 
die meist kleinen und manchmal auch 
basisorientierten Organisationen vollkom- 
men überfordert gegenüberstehen. 

Doch auch in anderen Bereichen 
ist eine gewachsene Rolle der NGOs zu 
beobachten. Beispiel Klimagipfel 95 in 
Berlin. Zum alltäglichen Bild derartiger 
Mammut-Konferenzen zählen mittlerweile‘ 
die vielen Vertreter von kleinen Gruppen, 
Organisationen und Netzwerken. Das 
böse Wort vom “Gipfeltourismus” macht 
bereits die Runde. Da ist zunächst einmal 


positiv anzumerken, daß derartia wicht: 
Themen nicht hinter den Tee es nude 
Türen der Regierungspaläste abgehalten 
werden. Auch wenn man eine Plastikkarte 
bestimmter Farbe (ich glaube grün) am 
Revers tragen mußte, um Zutritt zum 
abgeschirmten ICC - dem 
Tagungszentrum - Zu erlangen, so gab es 
doch eine Menge Veranstaltungen wo 
mensch sich informieren konnte, wenn er 
zum Thema etwas wissen wollte. Doch 
wirkt eben dies auch beruhigend, wenn 
alle Verantwortung zu den schließlich am 
Gipfel beteiligten Menschen abgeschoben 
werden kann. Und außerdem ist das alles 
sowieso So kompliziert, die Streitereien um 
bestimmte Formulierungen - dies macht 
den etteil Se Verhandlungen aus - 
wer soll dies schon als 
er ee Außenstehender 
Umso schlimmer ist die 
Entwicklung, die die NGOs in ihrem 
Verhalten den Gipfeln gegenüber einge- 
nommen haben. Während in Rio 1992 
Immerhin noch ein Gegengipfel stattfand 
der es erlaubte, eigene Positionen zu for- 
mulieren und Absprachen zu koordinieren 
sind die NGOs nun auf den Regierungs- 
Gipfeln selbst vertreten, ohne daß die 
frühere Parallelstruktur noch existent wäre. 
Eine Koordinierung eigener Konzepte oder 
die Verabschiedung von 
Forderungskatalogen und gemeinsamen 
Positionen war so weder in Kopenhagen 
beim Weltsozialgipfel, noch in Berlin mög- 
lich. Stattdessen versuchen die einzelnen 
Organisationen, ähnlich den Regierungen, 
sich mittels Verkündung utopischer 
Maximalforderungen zu profilieren und 
wenigstens einen eigenen Artikel in der 
Tagespresse unterzukriegen. Natürlich 
haben die NGO-Vertreter nur 
Beobachterstatus und sind nur zu ausge- 
wählten Veranstaltungen - etwa zum 
Plenum - zugelassen. So wurde es in 
Berlin als Erfolg verbucht, daß in der 
ersten Woche ausgehandelt wurde, daß, 
“sofern von den Vertretern der NGOs 
keine Störungen ausgehen”, diese zu den 
Arbeitsgruppensitzungen als Beobachter 
zugelassen waren. Solcherlei 


Verhandlungserfolge steigern natürlich das 
Selbstwertgefühl, nun auch so richtig ZU 
den Gipfelstürmern zu gehören. 

Dabei muß erwähnt werden, daß 
zu den NGOs neben den 
Umweltverbänden und internationalen 
Organisationen, den verschiedensten 
pressure groups auch die 
Industrieverbände (z.B. der BDI) gehören. 
Es mag nicht verwundern, daß eine or 
tige Annäherung zu Lasten des Profils de 
Organisationen geht. So waren zuUM 
Schluß verschiedentlich Positionen yon 
Regierungs- und NGO-Vertretern (gemein 
sind jetzt die richtigen UmweltgruppenN; 
nicht die der Industrie) nicht mehr klar ZU 
trennen. 

Einhellig stand in der Weltpress® 
Deutschland als das umweltfreundlichste 
Land da, als selbst des Kanzlers Rede von 
den Umweltgruppen beklatscht A 
Auch mit Ministerin Merkel habe man ac 
gut verstanden, wahre Beifallssturme Se 
len in Halle 15.2 (wo die “Alternativen an 
niedergelassen hatten) bel Merke ä 
Auftritten losgebrochen sein. Da stört A 
nicht, daß gerade Deutschland als CO2- 
Verschmutzer Nr. 1 (es zählt zumindest ZU 
den ersten 5 Ländern) kaum offensiv ver” 
handelte und die wacklige 
Selbstverpflichtung von 25%-Reduzierung 
des CO2-Ausstoßes ohne radikalen wirt- 
schaftlichen Umbau sowieso nicht umsetz- 
bar sein wird. Außerdem schwören die drei 
Ministerien, die diese Reduzierung umset- 
zen müßten, nicht gerade auf derartige 
Zusagen. Weder Waigel, noch Rexrodt 
oder Wissmann sind derartige 
Umweltfreaks, daß sie diese 
Selbstverpflichtung mittragen würden, 

Doch eigentlich ist dies auch gar 
nicht nötig - solange es noch genügend 
Buhmänner gibt, auf die man die 
Klimakatastrophe schieben kann, als da 
wären: Saudi-Arabien, Kuwait, die USA 
und Australien. Einer NGO-Teilnehmerin 
gegenüber gab der amerikanische 
Verhandlungsführer offen zu, daß er hier 
sei, um die Interessen der Industrie zu ver- 
treten. Was lohnt da noch, das Buch eines 
Al Gore über Wachstumsbegrenzungen Zu 
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lesen, wenn just die US-amerikanische 
Delegation sich als Hardliner herausstellt. 
Doch die NGOs wollten trotzdem nicht 
zum alten Gegengipfelkonzept zurück, so 
hörte man munkeln. Offenbar fühlen sich 


einige “Alternative” in der “großen” 


Gesellschaft recht wohl. 

Gefressen oder was? Ja, die in 
der täglichen Aufklärungs- und 
Kampagnenarbeit wirklich wichtigen 
Umweltgruppen und anderen NGOs haben 


sich von den Regierungsdelegationen ver- . 


einnahmen lassen. Um den Preis der 
Aufgabe des eigenständigen Agierens 
sind sie nun partiell am Gipfel beteiligt - als 


Beobachter im Plenum und den sogenann- 
ten drafting groups (frühere Bezeichnung: 
working groups), sowie mit 10 Minuten (!) 
Redezeit während der 11-tägigen 
Konferenz. Ob allein diese Strategie aus- 
reichen wird, um die Regierungen zu zwin- 
gen, ökologische Kriterien in ihre jeweilige 
Wirtschaftspolitik einzubauen und eine 
nachhaltige Entwicklung zu fördern, bleibt 
fraglich. Aber vielleicht vertrauen die 
Gipfelstümer ja lieber der Industrie, die 
mittels Selbstverpflichtung und der 
unsichtbaren Hand des Marktes das schon 
regeln wird. 

Ekki Forberg. 


Gastkommentar: 


Das unendliche Ende der 
Tageszeitung “Junge Welt” 


Das Feuilleton einer Zeitung brachte mal 
einen Artikel, in dem eine Feministin (oder 
der Feminismus überhaupt, ich habe das 
Teil nicht gelesen) nicht so gut wegkam, 
wie es der Chefredakteur gerne gehabt 
hätte. Der pißte daraufhin in seiner Zeitung 
sein Feuilleton als “Schwanzträger” an. 
Dieses - allesamt Männer - mochte das 
nicht auf sich sitzen lassen, drohte mit kol- 
lektiver Kündigung und warf darüber hin- 
aus seinem V.i.S.d.P. faschistische 
Argumentationsweise oder so was vor. ES 
wurde eine Versammlung einberufen, für 
Abends, wo das mit dem Faschismus und 
mit den Schwänzen geklärt wurde, und 
man vertrug sich wieder. Es handelt sich 
hier nicht um die Wahnvorstellung eines 
überarbeiteten, unterernährten und dro- 
gensüchtigen Medienschaffenden, das ist 
wirklich passiert. Anfang März in der 
“Jungen Welt”. Deren Verlag hat am 5. 
April Konkurs angemeldet. Das mit Eule 
und Nachtigall galt für die Existenz der 
Zeitung genauso, wie es für ihr - trotz 
Rettungsversuchen nicht mehr rückgängig 
zu machendes Ende gilt. 

“Nee, Jungs, der Versuch, sektie- 
rerische Zirkeltätigkeit westdeutschen 


telegraph 495 


nn. % 


Zuschnitts mittels einer gut eingeführten 
Zeitung einem breiten linksorientierten 
Publikum in Ost und West schmackhaft zu 
machen, endete genau dort, wo auch 
schon andere Experimente gleicher 
Bauart endeten: auf dem Müllhaufen der 
Mediengeschichte.” - schreiben Jens 
Walter und Peter Hofmann in dem PDS- 
Blatt “Berliner Linke” zum Heimgang des 
ehemaligen FDJ-Zentralorgans 
Experimente gleicher Bauart, was 
kann damit gemeint sein? Wenn über- 
haupt,'gab es wenige. Die “Konkret” bei- 
spielsweise, die von einem vielgelesenen 
Blatt zu einer Postille für Ewiggestrige - 
nur eben politisch korrekt - mit 8000er 
Auflage herunterkam. Der Herausgeber 
Gremliza hatte sich vor einem Jahr der 
“Jungen Welt” angenommen und war mit 
der Absicht angetreten, den ahnungslosen 
Ostlern beizubiegen, wie linker 
Journalismus zu machen ist. Mit dem 
Ergebnis, daß die sich eh auf Kellerniveau 
bewegende Auflagenzahl der “Jungen 
Welt” weiter sank. Viele fähige 
Journalisten wurden durch den autokrati- 
schen Führungsstil des Herausgebers und 
von Teilen der Chefredaktion verekelt. Die 
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Identifikation mit ihrem Produkt - bis vor 
einem Jahre eine “Junge Welt”-Spezifikum 
- fiel für viele Mitarbeiter und Leser weg. 
Unter der Fixierung auf Themen wie 
Antifa, Ausländerpolitik, 
Rechtsradikalismus usw. litten Objektivität 
und Ausgewogenheit der 
- Berichterstattung. Dazu kam die krank- bis 
lachhafte Phobie vor allem, was nach 
“politisch unkorrektem” Vokabular hätte 
riechen können. Und das war aus Sicht 
von Chefredaktion und Ressortleitern eine 
ganze Menge. Siehe Schwanzträger. 

“Links sein ist kein Wert an sich, 
mit dem die Defizite - finanzielle wie fachli- 
che - kompensiert werden könnten.” -so 
die “Berliner Linke” weiter. 

Über die Finanzen hielten sich 
Gremliza & Co von Anfang an bedeckt. 
Angetreten waren sie nicht nur als inhaltli- 
che Erneuerer mit einer “ganz neuen Art 
Tageszeitung”, sondern auch als die, ohne 
deren Geld die “Junge Welt” nicht weiter 
hätte existieren können. Bis Oktober letz- 
ten Jahres, so kam nun letztens heraus, 
schrieb die “Junge Welt” aber noch 
schwarze Zahlen. Woher die Mittel für das 
Minusgeschäft “Junge Welt”, das sie min- 
destens im letzten halben Jahr war, 
kamen, war auch für interessierte (linke) 
Journalisten nicht herauszufinden. 
Westliche Arroganz und typisch ostdeut- 
sche wirtschaftliche Potenz dürften die 
Hauptgründe dafür sein, daß es die “Junge 
Welt” nicht mehr gibt. Eine Rolle dürfte 
auch gespielt haben, daß der “Freitag” - 
auch. ein Projekt der Mediengruppe 


Programm der Umwelt-Bibliothek Berlin: 
7. Mai: Gewerkschaftsdämmerung. 
Neoliberale Politik und Krise der 
Gewerkschaften 

8. Mai: Samba, Samba. Video über die 
radikale Hausbesetzerbewegung, soziale 
Kämpfe und Repression in Westberlin 
1980-1983. Anschließend Diskussion 

15. Mai: Einberufungen. Video von 
Michael Scheel. Gespräch und Beratung 
zum internationalen Tag der 
Wehrdienstverweigerer. 

16. Mai: Mit Bomberjacke und Blauhemd 
I. Neofaschistische Strömungen in der 
DDR. Referent: Karl-Maria von Weber 

28. Mai: Die zapatistische Bewegung in 
Chiapas. Lichtbildervortrag von Boris 

29. Mai: Mit Bomberjacke und Blauhemd 
II. Unabhängige Antifa-Organisierung im 
antifaschistischen Staat DDR von 1987- 
1990. Referent: Karl-Maria von Weber 


Schmidt und Partner - bis vor Kurzem am 
Eingehen war. Plus merkwürdigem journa- 
listischem Revoluzzertum, eingebildetem 
Wahrheits-Pachtvertrag und sprachlicher 
wie inhaltlicher Verbissenheit. 

Daß ein weiteres linkes Blatt ver- 
schwunden ist, ist schade. Daß ein paar 
arbeitslose Journalisten mehr herumlau- 
fen, für diese auch. Eine Chance ist ver- 
hauen. Das ist die Linke gewohnt. Die 
Dialektik lehrt uns, daß alles Ursache und 
Wirkung hat, daß irgendwas Neues aus 
kaputten Sachen entsteht. Sehen wir mal. 

p.d. 


Red: Der Kommentar entspricht nicht unbedingt in jedem Punkt unserer Auffassung, ist 
aber von einem Kenner der Materie gemacht. Bis Redaktionsschluß wurde bekannt, daß 
die “Junge Welt” von einer Mitarbeitergesellschaft als Tageszeitung weitergeführt wird. 
Laut einem uns vorliegenden Flugblatt der Kommunistischen Plattform der PDS, die ihre 
Sympathie und Solidarität - erklärte, sammeln sich die “Initiatoren um Dietmar 
Koschmieder, der eine marxistische Zeitung will und in entsprechender Weise als 
Betriebsratsvorsitzender für Belegschaft und Leser kämpft”. Auch Rayk Wieland stellt 
sich in einer “Mut-Ausgabe” der “Jungen Welt” vom 6. April hinter die Erklärung des 
Antinationalen/Antideutschen Jürgen Elsässer, die “Junge Welt” als “einzige marxisti- 
sche Tageszeitung in und gegen Deutschland weiterzuführen.” Träger soll ein ProWo- 
Verlag sein, vermutlich ein personeller Abkömmling der 1990 endgültig eingestellten 
Westberliner “ProWo” (Projekt Wochenzeitung). Chefredakteur ist, laut der "Mut- 


Ausgabe”, Klaus Behnken. 
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Die westdeutsche Linke und die 


DDR-Opp 


osition 


Ein Versuch, eine nie durchgefochtene 
Fehlerdiskussion anzureißen 


Die neuere Linke in der Bundesrepublik 
und in der DDR haben gemeinsame 
Wurzeln. Sie entstanden beide aus der 
Jugendprotestbewegung der sechziger 
Jahre. Diese Protestbewegung, die es 
überall in Europa, in Frankreich, 
Westdeutschland, Polen, der CSSR und 
auch der DDR gab, hat in vielen Punkten 
ähnliche Züge: Die jungen Leute prote- 
stierten mit langen Haaren und unkonven- 
tioneller Kleidung gegen die verhärteten 
Repressivnormen der Herrschenden und 
ihrer Untertanen. Die Unterschiede rühren 
aus der jeweils anderen gesellschaftlichen 
Umgebung her. In Ostberlin beispielsweise 
sammelte sich die Protestgeneration gern 
an den Plätzen und in den Straßen, die 
vom Regime für repräsentative Anlässe 
geschaffen worden waren und an denen 
ihre Anwesenheit besonders provokativ 
wirken mußte: am Alexanderplatz, in der 
Karl-Marx-Allee und auf dem Straußberger 
Platz. Politisierung geschah - neben der 
Ansteckung durch die Ideen der Pariser, 
Prager und Westberliner 
Studentenrevolten - über einen merkwürdi- 
gen Umweg: die Entdeckung, daß das 
Regime das wirkliche Lesen der überall 
angepriesenen Werke der Altmeister des 
Marxismus nur ungern sah und nichts 
mehr haßte, als eine andere als die partei- 
amtlich vorgeschriebene Interpretation die- 
ser Geister, gar nicht zu denken an den 
als Erzfeind betrachteten Stalingegner 
Trotzki. Eine kritische Rezeption des 
Marxismus wurde als schlimmste Ketzerei 
verfolgt. 

Direkte Kontakte mit- der 
Westberliner Studentenbewegung gab es 
in den sechziger Jahren wenige, schon 
weil Westberliner nur in Ausnahmefällen 
oder mit westdeutschen Pässen in die 
DDR einreisen konnten. Immerhin werden 
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von damaligen Mitgliedern der DDR- 
Protestgeneration solche Begegnungen 
noch heute erinnert, beispielsweise ein 
Besuch des späteren Westberliner 
Studentenführers Fritz Teufel im Jahre 
1964 auf dem Ostberliner 
Weihnachtsmarkt oder die Anwesenheit 
eines vor der französischen Polizei 
geflüchteten Beteiligten am Pariser 
Studentenaufstand. Bei Begegnungen war 
von besonderer Attraktivität der Austausch 
von Artikeln, die im jeweilig anderen 
System rar oder teuer waren. In 
Westdeutschland gängige Literatur wie 
das Tagebuch Che Guevaras, das in der 
DDR strengstens verbotene “1984” von 
George Orwell oder Bücher von James 
Joyce, wurden gegen die jederzeit und bil- 
lig in der DDR erhältlichen Bände von 
Marx, Engels und Lenin getauscht. 

Die linkskommunistischen Zirkel, 
die neben einer breiten Protestkultur in 
den siebziger Jahren in der DDR entstan- 
den, profitierten von den gewachsenen 
Möglichkeiten des Reiseverkehrs von 
Westberlinern und Westdeutschen seit der 
Unterzeichnung des Grundlagenvertrages. 
Die trotzkistischen und maoistischen 
Sekten, die nach dem Zusammenbruch 
der Studentenbewegung im Westen ent- 
standen, missionierten erfolgreich unter 
den jungen Leuten im Osten. Es entstand 
eine maoistische KPD/ML-DDR, die in der 
DDR die ersten oppositionellen Periodika, 
die aus dem Westen eingeschmuggelte 
Ostausgabe des “Roten Morgen” und das 
Organ der Berliner Bezirksleitung, den In 
der DDR hektographierten “Roten Stachel 
herausgab. Da das Nachbeten parteiamt- 
lich vorgedachter Schablonen, auch wenn 
sie dem Regime als staatsfeindlich galten, 
nicht besonders attraktiv war, fand diese 
Gruppe nach der Verhaftung, 
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Zwangspsychiatrisierung und Ausweisung 
ihrer Mitglieder Ende der siebziger Jahre, 
keinen politischen Nachfolger. 

Weniger doktrinär geprägt waren 
die Zirkel,.die seit Ende der sechziger 
Jahre Kontakte zur westdeutschen 
Studentenbewegung und zur Kommune 1 
unterhalten hatten und später nach den 
Werken von Marx und Engels begeistert 
die trotzkistische Literatur aufnahmen. Es 
gab allerdings die aus den Erfahrungen 
mit dem DDR-Regime her rührende 
Ablehnung von Doktrinarismus und so bra- 
chen sich viele trotzkistische Sekten die 
Zähne aus. Bereit zu einem wirklichen 
Dialog schien vor allem die GIM, die 
Gruppe internationaler Marxisten, mit der 
von Seiten der Ostberliner Oppositionellen 
bis Anfang der achtziger Jahre ein lebhaf- 
ter Austausch bestand. Sie wurde als poli- 
tisch nahestehend empfunden, weil sie 
sich gegen politische Unterdrückung in Ost 
und West wandte, für Räterepublik und 
sozialistische Revolution eintrat und 
Unterstützung gab, ohne die DDR- 
Gruppen instrumentieren zu wollen. Das 
. schließt nicht aus, daß es auch zu 
Komplikationen mit der GIM kam: Die 
Klein-Fechner-Brabant-Gruppe flog 1977 
infolge eines von der Staatssicherheit in 
der GIM installierten IM auf, dem IM 
Becker, als Carlos bekannt. Daher galt ab 
diesem Zeitpunkt für viele der Grundsatz, 
daß Westkontakte gefährlich seien, weil 
Westgruppen die Konspirativität der DDR- 
Leute unzureichend schützten. 

Diese Kontakte konnten in den 
meisten Fällen in den achtziger Jahren 
nicht fortgesetzt werden. Nach der hefti- 
gen Repressionsperiode ab 1976, 
Gefängnis- oder psychiatrischer Haft, 
Zersetzung der Gruppen und ständiger 
Uberwachung wurde die Aufrechterhaltung 
von- Kontakten, die als “staatsfeindliche 
Verbindungsaufnahme” hoch bestraft wur- 
den, zu gefährlich. Die gewachsene 
Reisemöglichkeit für Westdeutsche und 
Westberliner schuf weniger gefährliche 
Wege für den Austausch zwischen Ost 
und West, und - auch die 
Bücherbeschaffung war leichter möglich. 
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Daher verloren frühere Beziehungen an 
Bedeutung. Überdies gingen die Reste der 
Zirkel der siebziger Jahre als Mitglieder 
oder Hintergrund in der 
Friedensbewegung der achtziger Jahre 
auf. 

Erste Kontakte von Leuten aus 
der DDR-Friedensbewegung mit Leuten 
aus dem Westen gab es Anfang der acht- 
ziger Jahre über . die 
Kriegsdienstverweigerer-Bewegung und 
die Friedenspartnerschaften. Permanent 
aktiv war dabei allerdings nur die nieder- 
ländische Friedensbewegung. Mit 
Westberlinern und Westdeutschen gab es 
nur vereinzelte Kontakte und meistens 
auch nur im Bereich der Ökogruppen. Die 
holländischen Friedensbewegten, die 
meist linksliberal geprägt waren bildeten 
eigene Ost-West Kontaktgruppen. 
Kontakte mit Basisorganisationen wie 
Amok, dem Antimilitaristischen 
Organisationskomitee, aber auch mit 
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Gruppen aus dem sozialen Bereich und 
der 3.-Welt-Arbeit, bestehen teilweise bis 
heute. 

Unter den westdeutschen politi- 
schen Gruppen, die Interesse an 
Kontakten mit DDR-Oppositionellen hat- 
ten, blieben die trotzkistischen wichtig. 
Viele dieser Gruppen hatten den ernsthaf- 
ten Anspruch, die Kritik am Stalinismus in 
ihre Arbeit in den Gewerkschaften und in 
der SPD einzubeziehen. Authentische 
Informationen aus Osteuropa wurden in 
Zeitschriften, Vorträgen und Rundbriefen 
verbreitet. Auch in DDR- 
Oppositionskreisen wurden das 
“Osteuropa-Forum” und das “Ost-West- 
Diskussionsforum” wegen der zahlreichen 
Ostkontakte und aktueller Informationen 
gern gelesen. Wie in den Siebzigern schei- 
terten trotzkistische Sekten, die nur im 
Osten missionieren wollten, an der unaus- 
gesprochenen Vorbedingung auf Seiten 
der DDR-Leute: Verzicht auf politische 
Indoktrination und ein Zusammenhang 
zwischen menschlichem und politischem 
Anspruch. Die Kontakte, die dennoch ent- 
standen, bestehen teilweise bis heute wei- 
ter. 

Ab 1983 gab es im Rahmen der 
Friedensbewegung eine ganze Menge von 
Ost-West-Treffen. Der Anspruch war 
zunächst, eine gemeinsame Basis für eine 
blockübergreifende Friedensbewegung zu 
finden, inhaltlich zusammenzuarbeiten und 
Erfahrungen auszutauschen. Erste Treffen 
in der CSSR hatten aber nicht das 
gewünschte Ergebnis. Die westdeutsche 
Friedensbewegung war nur mit vereinzel- 
ten Gruppen und Personen vertreten. 
Nach dem Niedergang der westdeutschen 
Friedensbewegung zeigte sich die verblie- 
bene Organisation DFG-VK vor allem 
darum besorgt, die personelle und logisti- 
sche Unterstützung der DKP nicht zu ver- 
lieren und verhielt sich dementsprechend 
wohlverhaltend ablehnend gegenüber 
Kontakten nach dem Osten. Hinzu kam, 
daß die Vorbereitungsgruppe für die Ost- 
West-Treffen durch Stasiaktivität untermi- 
niert wurde und dadurch schließlich aus- 
einander brach. 
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Was blieb, war die Erfahrung, daß 
besonders wichtig die Ausräumung der 
Unkenntnis des Alltags in den beiden 


' Systemen war. Mit diesem verminderten 


Ziel wurden die Ost-West-Treffen in der 
Folgezeit weiter geführt. Es gab 
Familientreffen und Rundfahrten zu 
bestimmten Themen. Es entstanden 
gegenseitiges Verständnis und persönli- 
che Kontakte, die teilweise bis heute 
gehen und gelegentlich auch politische 
Ergebnisse haben. Getragen wurden diese 
Treffen unter anderem von der 
Umweltgruppe Fürstenwalde und der 
SOFD-Arbeitsgruppe Berlin. Neben 
Niederländern und Westdeutschen kamen 
bald auch Italiener, Dänen, Schweizer, 
Polen, Tschechen und Ungarn. Besondere 
Erlebnisse für die Westler waren immer 
die Trinkfestigkeit der Ostdeutschen und 
der Umstand, daß man sich unangemeldet 
in Wohnungen treffen konnte. 

Zum Entsetzen der 
Staatssicherheit gab es in den achtziger 
Jahren bei den Kontakten der DDR- 
Opposition in den Westen einen neuen 
Faktor: Die freiwillig oder unfreiwillig in den 
Westen ausgereisten DDR-Bürger, unter 
denen sich hauptsächlich die ehemaligen 
Jenenser Oppositionellen zum Ende der 
siebziger Jahre zu einer Exilgruppe 
zusammenfanden, Fuchs, Pannach, 
Kunert, Markowski, Sallmann, Kirstein, 
Hinkeldei. Sie arbeiteten in dem zunächst 
von westdeutschen Intellektuellen gegrün- 
deten Schutzkomitee Freiheit und 


"Sozialismus mit, das Solidarität für die im 


Gefolge der Biermann-Ausweisung 
Verhafteten organisierte. Etwa der gleiche 
Personenkreis, zu dem in jeweils neuen 
Ausreisewellen wiederum meist Jenenser 
stießen, bildete dann das Bahro-Komitee 
und betreute auch in der Folge 
Oppositionelle. Es gab regelmäßige 
Treffen mit DDR-Leuten in Polen und der 
CSSR. Neben Pressearbeit bei 
Verhaftungen wurde Geld für Bücher und 
zur Bezahlung von Rechtsanwälten 
besorgt. Bei akuten Notsituation, wie 2:8. 
nach der Ermordung von Matthias 
Domaschk im Geraer Stasi-Gefängnis, 
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Treff von zwei Exilanten in einem Westberliner Cafe im Jahre 1977. Links der 1977 aus der 


RER 


LE 


Haft nach dem Westen abgeschobene Jenenser Jugenddiakon Thomas Auerbach, rechts der 


1976 ausgereiste Liedermacher Gerolf Pannach 


wurden über Kuriere, die sich in der CSSR 
oder in Polen trafen, schnelle 
Nachrichtenverbindungen geschaffen. 
Politisch positionierte sich diese Gruppe 
nach bösen Erfahrungen mit der 
Instrumentalisierung durch trotzkistische 
und maoistische Gruppen bald in einem 
weiten Sinne libertär und basisdemokra- 
tisch. Diese Entwicklung wurde auch durch 
die Auffassungen der europäischen 
Friedensbewegung gestützt, die von 
einem europäischen Netzwerk von 
Basisgruppen träumte. Es gab in der 
Exilgruppe aber auch bereits liberale und 
parlamentarische Auffassungen. 
Beziehungen bestanden nach wie vor zur 
GIM und zum ebenfalls trotzkistisch domi- 
nierten Sozialistischen Osteuropakomitee. 

Die Arbeit der Ex-Jenenser in der 
Berlin- und Deutschlandpolitischen AG der 
Westberliner AL ist umstritten und wird von 
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verschiedensten Seiten ganz unterschied- 
lich gedeutet. Die einen behaupten, in der 
Deutschlandpolitischen AG seien zukunfts- 
weisende Konzepte einer 
Wiedervereinigung Deutschland im 
Zeichen von Neutralität und Föderalismus 
angedacht worden. Diese Arbeit sei in der 
AL im Auftrag der Staatssicherheit von 
einer Gegenfraktion unter der Führung von 
Dirk Schneider erbittert bekämpft und 
schließlich erfolgreich sabotiert worden. 
Dadurch hätten die AL und auch die 
Grünen 1989 und 1990 ohne Konzept vor 
dem Zusammenbruch der DDR und der 
Wiedervereinigung gestanden. Die andere 


Seite behauptet, die Berlin- und 
Deutschlandpolitische AG sei ein 
Sammelpunkt kalter Krieger und 


Stahlhelmler gewesen. Letzteres klingt 
natürlich wie ein gängiges Klischee linker 
Doktrinäre, wird aber erst durch eine 
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gründliche Analyse anhand der noch vor- 
handenen Papiere untersucht werden kön- 
nen. 

Die in einer gemütlichen Exilecke 
eingerichteten Ex-DDR-Bürger wurden 
1983 durch die Ankunft des wegen seiner 
Friedensaktivitäten ausgebürgerten 
Jenensers Roland Jahn aufgestört. Dem 
. gelang es im Laufe der nächsten Jahren 
eine erstaunliche Aktivität bei der 
Informations- und Solidaritätsarbeit zu ent- 
falten und schließlich zusammen mit dem 
im Hintergrund agierenden Jürgen Fuchs 
fast alle Aufmerksamkeit auf sich zu zie- 
hen. Jahn hatte keine weltanschaulichen 
Probleme mit dem westdeutschen 
Gesellschaftssystem, war Sympathisant 
der Grünen und Anhänger der 
Parteiendemokratie, engagierte sich aber 
aktiv und auch mit strafrechtlichen Folgen 
in der westdeutschen Friedens- und 
Atomkraftbewegung. 

Jahn versuchte die zerstrittenen 
AL-Flügel auf eine pragmatische grüne 
Politik gegenüber der DDR zu einigen. 
Zum Beispiel beim Müllexport. Unter der 
Federführung von Gabi Vonnekold wurden 
in Zusammenarbeit mit DDR-Gruppen die 
kriminellen Machenschaften der 
Westberliner Müllmafia in Zusammenarbeit 
mit der DDR öffentlich gemacht. Aber 
schon die Nachfolgerin, die AL- 
Umweltministerin Schreyer arbeitete wie- 
der nahtlos mit der SPD und der Müllmafia 
zusammen. 

Der wachsenden Dynamik der 
DDR-Friedensbewegung entsprach ein 
wachsender Transportbedarf. Abgesehen 
von mutigen Privatpersonen übernahmen 
die Kuriertätigkeit zwischen Ost und West 
Bundestagsabgeordnete der Grünen, aber 
auch Korrespondenten westdeutscher 
Medien - im Austausch für Informationen, 
die von den offiziellen DDR-Medien ver- 
schwiegen wurden. 

Während Gruppen im Umkreis 
der Initiative Frieden und Menschenrechte 
mit allen dazu bereiten Korrespondenten 
zusammen arbeiteten, wollte man sich bei 
den Linken der Friedensbewegung der 
Loyalität der Partner bei 
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Veröffentlichungen im Westen sicher sein. 
Die Kreise um den Friedrichsfelder 
Friedenskreis arbeiteten mit dem 
Korrespondenten Röder vom 
Evangelischen Pressedienst zusammen, 
der sich als ihr politischer Verwandter ver- 
stand, außerdem auch mit Pragal vom 
Stern. Aus Konspirationsgründen, aber 
auch weil immer noch bei vielen 
Annäherungsscheu an die Westmedien 
bestand, übernehmen für die 
Friedensgruppen einige wenige Leute den 
Kontakt: in Berlin insbesondere Ralf Hirsch 
und. Siegbert Schefke, für die Linken 
Reinhard Schult. Die Sendungen nahmen 
seit Gründung der Umwelt-Bibliothek und 
der Erweiterung der Aktivitäten der 
Initiative Frieden und Menschenrechte 
(z.B. die Zeitschrift “Grenzfall”) immer 
größere Dimensionen an. Seitdem 
“Umweltblätter” und “Grenzfall” mit 
Wachsmatrizenmaschinen druckten, für 
die in der DDR keine Matrizen und keine 
Druckerschwärze zu erhalten waren, gab 
es eine für manche bedenkliche regelrech- 
te Abhängigkeit von diesen Beziehungen. 

Wichtig waren für viele in der 
Friedensbewegung die Dialog-Hefte, die 
seit 1987 etwa monatlich über die Kuriere 
ankamen, eine Initiative von Jürgen Fuchs, 
in die Jahn einstieg. Es war keine einfache 
Presseschau, sondern der Versuch, neben 
Tagespolitik Hintergründe und auch neue 
Literatur zu bringen. Finanzielle 
Unterstützung bei den Kopierkosten gab 
es durch verschiedene Bundestagsbüros 
und Privatleute, z.B. Petra Kelley. Die 
Dialog-Hefte, zum Lesen und Weitergeben 
bestimmt, hatten eine sehr kleine Auflage, 
etwa 100 Stück, die über Kuriere in der 
DDR an die bekannteren und aktiveren 
Basisgruppen verteilt wurde. 

Seit 1984 war eine Ostberlin- 
Redaktion der Westberliner “taz” im 
Gespräch, die aber an den wenig diploma- 
tischen Anforderungen der Ost- 
Oppositionellen scheiterte: Es sollte ein 
Mitteilungsblatt für Ostberlin sein, das 
durch Kopien in Ostberlin weiter verbreitet 
werden sollte. Außerdem wollten die 
Ostberliner eine eigenständige 
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Ostredaktion, die ehestens von den “taz”- 
Leuten beraten werden sollte. Ein diploma- 
tischerer Ansatz von Carlo Jordan und 
Roland Jahn im Jahre 1986 für eine 14- 
tägige Ostberlin-Seite setzte sich gegen 
den Widerstand von Nowakowski durch. 
Von Jahn wurde eine pluralistische Breite 
der mittlerweile politisch stark zerstrittenen 
Gruppen angestrebt und dementspre- 
chend viele Gruppen angesprochen. 
Nachgetragen werden muß, daß 
die selbsterklärten Linken der 
Friedensbewegungen um den 
Friedrichsfelder Friedenskreis und seine 
zahlreichen informellen und halblegalen 
Hintergrundkreise nur zum Teil die 
Beziehungen zu Roland Jahn nutzten. Sie 
hatten eher Kontakte zur chinatreuen KPD 
und zu Teilen der Autonomen. Es gab 


obwohl dort eine Starke Fraktion gegen die 
Zusammenarbeit mit der Ostopposition 
optierte. Ein auch in der Offentlichkeit 
bekannt gewordener Erfolg ist die 
Organisation des Piratensenders 
Schwarzen Kanals Ende 1986. In 
Ostberlin produzierte Sendungen wurden 
auf dem Mauerstreifen von Autonomen 
gesendet und Staatsschutz und 
Staatssicherheit suchten verzweifelt und 
vergeblich nach dem illegalen Kanal. Zum 
Schluß konnte man sich nur noch durch 
Einschalten eines Störsenders helfen. 

Im allgemeinen waren die 
Beziehungen zu den Autonomen aber 
herzlich schlecht. Leute, die aus der DDR 
zu den Westberliner Autonomen stießen, 
berichten übereinstimmend, daß sie über 
ihren Widerstand gegen das Regime in der 


immer wieder Versuche zur DDR nicht reden konnten. Sie stießen ent- 
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wurden geradewegs ° beschuldigt, rewsseiläzung 
Antikommunisten zu sein. Als 1987 die 

Umwelt-Bibliothek von der Staatssicherheit ze’ As, = aut Grat 
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gebeutet. 


Immerhin gab es neben der 


gemeinsamen Erklärung einen Austausch 
von Materialien und - besonders wesent- 
lich für die Ostberliner Oppositionellen - 
Informationen, in welchen Hotels in 
Ostberlin am IWF-Kongreß teilnehmende 
Banker wohnten, wo sie sich in Ostberlin 
aufhielten und Besichtigungen durch- 
führen wollten. Darüber hinaus gab es in 
der Folgezeit eine gewisse Entwicklung 
von Kontakten mit West-Linken, die über- 
haupt in der Lage waren, die Ost- 
Opposition zur Kenntnis zu nehmen. 

Im Gegensatz zu heutigen 
nachträglichen Darstellungen gab es zu 
westdeutschen Parteien kaum 
Beziehungen der DDR-Opposition. Die 
SPD hielt sich bis 1989 völlig zurück. Auch 
Eppelmann hatte nur einzelne und persön- 
liche Kontakte zu CDU-Leuten. Ein einzi- 


ges Mal, 1987, gab es bei Eppelmann: 


einen halboffiziellen Besuch von Leuten 
des CDU-Sozialflügels. Die Anwesenheit 
von Leuten der Initiative Frieden und 
Menschenrechte dabei löste eine lebhafte 
Kontroverse in den oppositionellen 
Gruppen aus, die aber wegen Zionsaffäre 
und den darauf folgenden innenpolitischen 
Krisen nicht fortgeführt werden konnte. 
Insgesamt kann man sagen, daß 
Beziehungen zur DDR-Opposition nicht 
nur von den westdeutschen Parteien nicht 
gesucht wurden - sie wären wohl auch von 
den meisten in der DDR-Opposition abge- 
lehnt worden. 

Wenigstens eine gewisse Qualität 
hatte die Beziehung zu den Grünen und 
zur Westberliner AL, die aber keineswegs 
der permanenten logistische Vorarbeit 
zunächst der Exiljenenser und dann 
Roland Jahns entsprach. Wenn die 
Grünen offizielle Delegationen zur SED 
schickten, hatten sie Listen von 
Verhafteten bei sich, die sie aber meist 
verschwinden ließen. Es gab nur wenige, 
denen Prinzipienfragen wichtiger waren, 
als ein gutes Verhältnis zur SED, zum 
Beispiel Petra Kelley, Bastian, Beckmann 
und Wolfgang Schenk (AL). Diese Leute 
erhielten dann aber sehr schnell 
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Einreisesperren. 

Die Bundestagsfraktion der 
Grünen pflegte, wie die in der DDR sprich- 
wörtlichen “Onkel aus dem Westen”, mit 
Packen von Büchern und Druckmaterialien 
zu kommen, die natürlich wichtig und uner- 
setzlich waren. Es gab aber nie eine konti- 
nuierliche Zusammenarbeit. Der Eindruck 
war, daß es den Grünen um das bloße 
Abhaken des Punktes “Kontakt mit 
Basisbewegungen” ging. Sie hatten, ganz 
ähnlich wie die K-Gruppen, kein Verhältnis 
zu den tatsächlichen Realitäten im Osten. 
Ein mindestens genauso wichtiger Punkt 
wie der Kontakt zu den Basisgruppen war 
für sie, durch die Anerkennung der SED 
Salonfähigkeit zu erhalten. Beispielsweise 
gab es eine en-passant-Bemerkung von 
Honecker über die Möglichkeit einer 
deutsch-deutschen Umweltkonferenz. Das 
wurde über Jahre zum Druckmittel für 
Wohlverhalten: “Wenn wir nicht lieb sind, 
gibt es die Umweltkonferenz nicht!” 

Während der Zionsaffäre im 
November 87 hatte die Westberliner 
Connection ihre Feuerprobe. Die Ex- 
Jenenser, vor allem aber Roland Jahn, lei- 
steten eine ausgezeichnete Pressearbeit, 
die zu weltweitem Echo führte und 
maßgeblich zum Scheitern der ursprüngli- 
chen Absichten führte. 

Weil die Staatssicherheit die 
sogenannte Fuchs-Bande mittlerweile für 
ihren Hauptfeind hielt, plante sie für 
Anfang 1988 die Liquidierung dieser 
Connection. Geplant war, alle, die mit 
Jahn Verbindungen unterhielten, zu ver- 
haften. Zu diesem Zweck gab es bereits 
gerichtliche Mitschnitte von 
Telefongesprächen. Nach dem Verfehlen 
des Ziels der Luxemburgaffäre wegen 
allzugroßer Proteste im Westen streute 
man wenigstens in Oppositionskreisen 
erfolgreich das Gerücht, Roland Jahn 
arbeite für den CIA. Dafür sollte es angeb- 
lich glaubhafte Augenzeugen in der 
Westberliner linken Szene geben. In die- 
sem Zusammenhang gab beispielsweise 
die Umwelt-Bibliothek Berlin die Kontakte 
zu Jahn auf und organisierte eine eigene 
Unterstützergruppe im Westen: Diese 
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Unterstützergruppe war identisch mit der 
bei anderen Angelegenheiten auftretenden 
Ost-West-Müllgruppe. Kurier der Umwelt- 
Bibliothek wurde, neben den Grünen, der 
EPD-Korrespondent Röder und der 


Graswurzler Andreas Hauschild. Für das. 


Netzwerk Arche bildeten ausgereiste 
DDR-Bürger wie Uli Neumann ebenfalls 
eine eigene Unterstützergruppe. Infolge 
dieser Ost-West-Zusammenarbeit entstan- 
den so öffentlichkeitswirksame Projekte 
wie der Film “Bitteres aus Bitterfeld”. 

Quintessenz: Während die 
Zusammenarbeit mit den großen Parteien 
Westdeutschlands von diesen nicht 
gesucht und von der überwiegenden 
Mehrheit der DDR-Opposition abgelehnt 
wurde, gab es von Anfang an Interesse 
zur Zusammenarbeit mit dem linken und 
linksliberalen Spektrum. Vorbedingung war 
hier aber für die meisten ein fairer, partner- 
schaftlicher Austausch. Genau das war 
aber für die meisten trotzkistischen Sekten 
der Bundesrepublik, die sich am ehesten 
noch für Osteuropa interessierten, nur 
schwer möglich. Neben einigen wenigen 
Trotzkisten, die zu dieser Vorleistung in 
der Lage waren, gab es Interesse an der 
DDR-Opposition am ehesten noch bei den 
Grünen, die zwar nicht an einem 
regelmäßigen Gedankenaustausch inter- 
essiert waren, aber wenigstens finanziell 
und materiell die DDR-Opposition stützten. 
Aber auch das ist wohl, abgesehen von 
einigen wirklich engagierten 
Einzelpersonen, hauptsächlich der 
Vermittlung und der penentranten Arbeit 
der Exiljenenser zu verdanken. Zu den 
Strömungen der sogenannten radikalen 
Linken Westdeutschlands und Westberlins 
gab es nur über jeweilige Einzelpersonen 
Kontakte. Hier spielte offenbar immer die 
Vorstellung eine Rolle, im Ostblock herr- 
sche der Kommunismus oder wenigstens 
sei er das einzige Bollwerk gegen den 
Imperialismus. Deshalb sei eine 
Opposition gegen dieses System per Se 
rechts und antikommunistisch. 

Für die Letzteren mußte deshalb 
der Zusammenbruch des Ostblocks in den 
Jahren 1989 und 1990 ein besonders rät- 
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selhaftes Phänomen sein, das sie nur mit: 
den Ausdrücken “Konterrevolution” und 
“Annektion” bezeichnen konnten. In dieser 
Trotzhaltung verharren bis heute große 
Teile der westdeutschen radikalen Linken. 
Daß einige DDR-Oppositionelle, die ihnen 
aus den Medien geläufig waren, rasch 
Karriere machten und sich im westdeut- 
schen Parteiensystem etablierten, schien 
dann auch die Auffassung zu bestätigen, 
daß das alles Rechte gewesen seien. 
Wenn auch solche Haltungen nicht von 
den Einsichtigeren geteilt werden, ist es 
doch linker Mainstream, die Umwälzungen 
in Osteuropa nicht als Revolution zu 
bezeichnen. Meistens wird das Thema 
aber umgangen, indem auf die brennen- 
den Probleme von Gegenwart und Zukunft 
verwiesen wird, etwa nach dem Motto: 
“Vorher gab es hier in Ostdeutschland 
etwas nicht Klärbares, jetzt haben wir den 
Kapitalismus. Demzufolge gelten jetzt 
unsere revolutionären Erfahrungen, eure 
Erfahrungen sind veraltet.” Dahinter 
hocken freilich, wenn man tiefer bohrt, die 
alten Einstellungen und Vorurteile. 
Autonome und Antiimps nahmen 
in großen Massen, insbesondere in 
Ostberlin, nach der Wende an den 
Hausbesetzungen teil. Sie verstanden es, 
den meistens sehr jungen, ostdeutschen 
Hausbesetzern die Überlegenheit ihrer 
“revolutionären Erfahrungen” zu suggerie- 
ren. Diese übernahmen zunächst nahtlos 
Outfit und Sprüche und so kam es bei- 
spielsweise 1990 in Ostberlin zu absurden 
Demonstrationen gegen Spekulanten und 
Mietsteigerungen, zu einem Zeitpunkt, als 
dieses zwar für die Einsichtigeren voraus- 
sehbar, aber jedenfalls für ein 
Normalpublikum nicht nachvollziehbar war. 
Hinzu kam dann noch das Intonieren 
“revolutionärer” Sprüche, die die 
Ostdeutschen nur unangenehm an die 
vom früheren Regime veranstalteten offizi- 
ellen Demonstrationen erinnern konnten. 
Erst ab 1992 gab es zunehmen- 
den Gegenreaktionen. Die ostdeutschen 
Infoläden spalteten sich vom gesamtdeut- 
schen Infoladentreffen ab, weil sie sich 
zunehmend fremdbestimmt fühlten. Neben 
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dem ostdeutschen Infoladentreffen gab es 
immer wieder Anläufe zu einem 
Ostvernetzungstreffen der ostdeutschen 
autonomen Gruppen. Allerdings zeigte 
sich, daß das Gefühl der Verbundenheit, 
das in Konfrontation mit den westdeut- 
schen Autonomen entstanden war, nicht 
ohne weiteres mit neuen und eigenen 
Inhalten zu füllen war. Das war schon des- 
halb so, weil Anknüpfung an Inhalte und 
Formen der verschiedenen Strömungen 
der DDR-Opposition abgelehnt wurde, 
zum einen wegen des traditionellen 
Jugendkults der Autonomen, denen ältere 
Generationen und eine längere als die 
eigene Geschichte an sich schon suspekt 
erscheint. Zum anderen, weil die noch exi- 
stierenden linken Oppositionsgruppen vom 
Neuen Forum bis zur Vereinigten Linken 
sehr stark mit der Bewältigung der eigenen 
Vergangenheit beschäftigt sind und sich 
auch nicht besonders mit eigenen 
Antworten auf das neue 
Gesellschaftssystem hervortun. Die am 
ehesten den Autonomen nahestehende 
tradierte Strömung, die Offene Arbeit, ist 
personell stark ausgedünnt, leidet an 
einem Ubermaß an Besserwissern aus der 
älteren Generation und gilt zudem wegen 
ihrer Kirchenanbindung als unschick. 

Die Trotzkisten hätten an sich 
wegen verhältnismäßig guter Kontakte 
nach Ostdeutschland seit den siebziger 
Jahren recht gute Chancen gehabt. 
Tatsächlich hielten sich die Gruppen, die 
gelernt hatten, daß Dialogfähigkeit gefragt 
ist, nach der Wende zurück, als der allge- 
meine Run der Westparteien nach dem 
Osten einsetzte. Stattdessen wurde 
Ostdeutschland mit Scharen von 
Wanderpredigern gerade derjenigen 
Gruppen beschickt, die bis dahin weder 
Interesse an Osteuropa noch Kontakte 
dorthin hatten. Mit allen Mitteln und auch 
mit Lüge und Betrug, versuchten sie 
Anhänger für ihre jeweilige Sekte zu wer- 
ben, so daß das Wort “Trotzkist” in 
Ostdeutschland ein Schimpfwort geworden 
ist. 

Die Grünen mußten sich nach der 
Wende nach passenden Partnern im 
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Osten umsehen. Die im November 1989 
gegründete Grüne Partei schien sich dazu 
am ehesten anzubieten, war aber nur sehr 
schwach und zudem auch nach dem 
Geschmack der Westgrünen zu funda- 
mentalistisch. Dem Letzteren wurde im 
Frühjahr 1990 mit Hilfe einer Intrige durch 
den Sturz des alten Parteivorstandes 
abgeholfen. Ein interessanterer Partner 
schien die aus dem Neuen Forum heraus 
entstandene Partei Bündnis 90 zu sein 
und mit dieser, nicht mit den Ostgrünen, 
die sich schon nahtlos und ohne Murren 
angeschlossen hatten, gab es dann 
Vereinigungsverhandlungen. Daß die In 
Bündnis 90 zusammengeschlossenen 
Funktionäre diejenigen waren, die ohnehin 
schon seit jeher den schwächsten 
Basiskontakt hatten, erleichterte zwar ihre 
Anpassung an die immer opportunistische- 
re Parteilinie der Westgrünen, sorgte aller- 
dings bei den Wahlen von 1994 dafür, dal: 
die Bündnisgrünen Ostdeutschlands nuı 
noch durch die einsame Vera 
Wollenberger im Bundestag vertreten sind 
die aber mit ihrer einheimischen Thüringe: 
Basis völlig verstritten ist und nur über die 
Landesliste ins Parlament gelangte. 

Insgesamt hat die Entwicklung elr 
Ergebnis, das tragisch, aber folgerichtic 
ist. Die Chance, die für eine westdeutsche 
linke Emanzipationsbewegung darin gele 
gen hätte, die Verhältnisse in Osteurop: 
als ebenso ausbeuterische zu begreifen 
und Konzepte zu entwickeln, die jenseit: 
dieses alten Systemkonfliktes liegen 
wurde vertan. Gemeinsam mit der entste 
henden DDR-Opposition wäre es möglicl 
gewesen, die nach wie vor vorhandeneiı 
Einheitswünsche der Landsleute zu 
Kenntnis zu nehmen und eine populäre 
aber akzeptable Alternative zu formulierer 
beispielsweise die Forderung nach eine 
neutralen und entmilitarisierten Föderatio 
deutscher Länder, die besser 
Voraussetzungen für eine gesellschaftlich 
Veränderung in Richtung eines demokrat 
schen Sozialismus gegeben hätte 
Stattdessen steckte man die DDR 
Oppositionellen mit dem Verdikt an, m 
dem alle diese realpolitischen Frage 
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belegt waren. Stattdessen betrachtete 
man mehr oder weniger verschämt die 
Machthaber im Osten als Verbündete und 
stand dann 1989 vor dem Scherbenhaufen 
des bisherigen Weltbildes. Das hätte 
immerhin der Beginn einer intensiven 
Reflexion über vergangene Fehler sein 
können. Stattdessen ergeht sich die west- 
deutsche Linke in Klagen über die 


Schlechtigkeit der Welt, begibt sich auf 
dem Marsch in eine absurde Innerlichkeit 
wie die Antinationalen/Antideutschen oder 
löst sich auf. Die Reste der DDR-Linken 
werden ihnen in das Grab folgen müssen 
und auf ihren Grabstein soll man frei nach 
Schiller schreiben: “Man sagt, sie wollten 
sterben!” W. Rüddenklau 


Wie das Kaninchen 
vor der Schlange 


Berliner Grüne gespalten in der Position zur PDS 


Am 8. April stritt sich Bündnis 90/Die 
Grünen in Berlin auf der Landesdelegier- 
tenkonferenz über den Umgang mit der 
PDS im Hinblick auf die Wahl zum 
Abgeordnetenhaus im Herbst. 

Ausgerechnet an diesem Tage 
erschien die “Berliner Zeitung” auf der 
Titelseite mit der großen Verkündigung 
“Schwarz-Grün: Vision oder Illusion?” über 
Bildern von Heiner Geißler und Werner 
Schulz, die auf einer gesamten Seite über 
Gemeinsamkeiten CDU-Grüne diskutier- 
ten. 

Jürgen Trittin, Vorstandssprecher 
der Grünen, griff in seiner Gastrede diese 
Gedanken an: “Wer Schwarz-Grün für eine 
realpolitische Position hält, der ist bereit 
für diese Option bündnisgrüne Positionen 
zu opfern.” Gleichermaßen übte er Kritik 
an der SPD, die “als handelndes Subjekt 
vielfach nicht erkennbar, nicht handlungs- 
fähig ist”. 

In der Frage- der Behandlung der 
PDS waren die Berliner Grünen jedoch als 
handlungsfähige Subjekte selbst nicht 
erkennbar. 

Die meisten Stimmen erhielt der 
Antrag von Bernd Köppl, in dem den 
Sozialdemokraten überlassen wird zu ent- 


scheiden, ob eine PDS-Tolerierung akzep-. 


tabel sei, wenn einer rot-grünen Regierung 
nur wenige Stimmen fehlten. Doch dieser 
Antrag scheiterte wie alle anderen an der 
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60-Prozent-Hürde, die sich die Grünen 
auferlegt hatten, um einen von der 
Mehrheit getragenen Entschluß zu errei- 
chen. 

Hans-Christian Ströbele, Frak- 
tionschef aus Tiergarten, der die Entschei- 
dung vertagen wollte, machte sich den- 
noch für eine Tolerierung stark. “Die PDS 
ist die Nachfolgerin der SED, große Teile 
dieser Partei sind uns kulturell und poli- 
tisch fremd. Es gibt dort Personen mit 
denen wir uns nicht an einen Tisch setzen 
können, die aus unserer Partei kamen und 
alles an die Stasi verraten haben. Aber ich 
verstehe nicht, warum ich mich nicht mit 
der stellvertretenden PDS-Vorsitzenden, 
der Punkerin, zusammensetzen soll.” 

Der grüne Fraktionschef im 
Abgeordnetenhaus, Wolfgang Wieland 
lehnte die PDS als Koalitions- und 
Tolerierungspartner strikt ab. Er erinnerte 
an Dutschke, der gesagt hatte: “In der 
DDR ist alles real, nur nicht der 
Sozialismus!” Und so real wie der 
Sozialismus in der DDR sei auch der 
demokratische Sozialismus der PDS, 
meinte Wieland. “Da kann ich doch nicht 
sagen, weil Marquardt blaue Haare hat, ist 
die Partei in Ordnung,” widersprach er 
Ströbele und stellte fest.- “Die PDS ist 
nicht die Nachfolgerin der SED. Die PDS 
ist die SED!” Der Ex-AL-Funktionär Esser 
verlangte eine “bedingungslose 


Tolerierung der Grünen durch die PDS” 


und legte Wert darauf, in der PDS-Frage: 


mit der CDU nicht in einem Boot zu sitzen, 
denn “der Antikommunismus unserer 
Wähler ist durchdacht”, betonte er allen 
Ernstes unter dem Gelächter vieler 
Parteifreunde. Eine Grüne aus 
Hohenschönhausen warf der PDS vor, 
Interessen von Leuten (namentlich Arzten) 
zu vertreten, die die Partei kennt, sich auf 
zentralistische Positionen zurückzuziehen 
(der Leiter entscheidet allein, nachdem 
das Kollektiv diskutiert hat) und den Staat 
für alle Mißstände verantwortlich zu 
machen. 

Eine weitere Grüne aus dem 
Ostteil Berlins hinterfragte die 
Glaubwürdigkeit der Oppositionsrolle der 
PDS. So gäbe es einen PDS- 
Ausschußvorsitzenden, der gemeinsam 
mit der CDU für drei Mark Mieterhöhung 
gestimmt hätte, obwohl mit allen Stimmen 
der Opposition die Vorlage hätte gekippt 
werden können. (“Die Mieten explodieren! 
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Die Mieter auch!” plakatierte die PDS noch 
letzte Woche) 

Petra Morabe konstatierte: “Beim 
letzten PDS-Parteitag hat die PDS gesun- 
gen: “die Internationale erkämpft das 
Menschenrecht", aber die Funktionsträger 
dieser Partei haben die Menschenrechte 
nicht verwirklicht, schon gar nicht, als sie 
an der Macht waren!” Wir alle arbeiten mit 
PDS-Genossen zusammen, aber es ist ein 
Unterschied, wenn Du (Ströbele) mit die- 
sen Strukturen zusammenarbeitest.” 

Der Vorschlag, daß die 
Delegierten aus dem Ostteil zuerst geson- 
dert abstimmen sollten, da beispielsweise 
Wilmersdorfer Grüne das Problem nicht 
hätten, wurde erstaunlicherweise auch von 
anderen Minderheiten (türkischen Grünen) 
lautstark mit den Worten: “Ach nee, was 
soll denn das?” abgeblockt. 

Zwischendurch stürmte das stadt- 
bekannte autonome Berliner Orginal 
Christian, eine große PDS-Fahne schwen- 
kend und Sprüche skandierend, Saal und 
Rednerpult. Dann erklärte er unter dem 
Beifall der Grünen (offenbar auf den 
Autonomen-Kongreß bezogen): “Wir wer- 
den am 14. Räume aufbrechen, die man 
uns genommen hat. Und niemand kann 
uns daran hindern, auch die Polizei nicht. 
Ihr seid alle eingeladen, hinzukommen!” 

Der beherrschende Eindruck die- 
ser Landesdelegiertenkonferenz war 
jedoch, die Mehrheit der Grünen beschäf- 
tigt sich - wie Kaninchen vor der näher 
kommenden Schlange - mit dem 
Schreckgespenst namens PDS und der 
verfrühten Furcht, es könnten zwei, drei 
Prozente am Wahlergebnis fehlen, so daß 
PDS-Stimmen gebraucht würden. Nur 
wenige Grüne besannen sich auf sich 
selbst und darauf, einen grünen 
Wahlkampf zu führen. 

Michael Cramer forderte, nicht 
über Tolerierung zu reden, sondern sich 
darauf’ zu besinnen, die (nach einigen 
beschwörend vorangestellten 
Hochrechnungen) fehlenden zwei Prozent 
zu holen, statt den Wahlkampf schon jetzt 
aufzugeben. 

Tatsächlich sieht es danach aus, 
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als ob Bündhis 90/Die Grünen, die im letz- Jahr an der Frage Grün-Rot aufreiben wür- 
ten Jahr in der Koalitionsfrage Schwarz- den und vielleicht auch in der Frage Ost- 
Grün zerrieben wurden, sich in diesem West. Frank Feiertag 


Bloße Inszenierung durch 
die Fuhrung: 


Gespräch mit dem ehemaligen Mitglied des 


Bundesvorstands der PDS, Karin Dörre, über die innere 
Verfaßtheit der PDS 


Karin Dörre, 1954 in Waldbröl (Rheinland) geboren, hat eine Tochter, ist verheira- 
tet und lebt getrennt. Seit 1990 ist sie Abgeordnete in der PDS-Fraktion des 
Abgeordnetenhauses. Nach ihrem Abitur im Jahre 1973 studierte sie in Leipzig 
Journalistik. Anschließend arbeitete sie als Journalistin für die “Junge Welt”. Von 
hier wechselte sie zum FDJ-Zentralrat, wo sie u.a. persönliche Mitarbeiterin des 
Pioniervorsitzenden Wilfried Posner war. 1989 ging sie als Journalistin zunächst 
ins Innenressort des “Neuen Deutschland”, später ins Volksbildungsressort. Seit 
1977 in der SED, war sie Delegierte des Sonderparteitags Anfang Dezember 1989 
und der folgenden ersten drei Parteitage der PDS. Sie gehörte zum Kreis der soge- 
nannten ErneuerInnenströmung und wurde 1992 in den Bundesvorstand der 
Partei gewählt. Nach ergebnislosen Versuchen, den Diskussionsprozeß um die 
Vergangenheitsaufarbeitung und andere heikle Themen im Parteivorstand zu ent- 
wickeln, ging sie mit ihren Vorwürfen an die Öffentlichkeit. In einem “Spiegel”- 
Interview warf sie im September 1994 der Führungsgruppe um Gysi und Bisky 
nicht nur Vergangenheitsvertuschung, sondern auch eine undemokratische inner- 
parteiliche Politik vor. Diese Vorwürfe gegen die Führungsmannschaft erneuerte 
sie im Zusammenhang mit der Vorbereitung des 4. Parteitags Ende Januar 1995. 
Unmittelbar vor dem 4. Parteitag, am 21. Januar 1995, trat sie aus der PDS aus. In 
ihrer Austrittserklärung hat sie der Gysi-Bisky-Gruppe vorgeworfen, die 
Auseinandersetzung mit dem Stalinismus auf dem Parteitag nur für die Öffentlich- 
keit zu inszenieren. 

Vorausgegangen war zunächst die Veröffentlichung von Zehn Thesen des 
Parteivorstandes über den weiteren Weg der PDS, die ohne große 
Parteidiskussion vom 4. Parteitag beschlossen werden sollten. In diesem Text 
wurde nicht nur der Stalinismus verurteilt und ein Bekenntnis zu Marktwirtschaft 
und Parlamentarischer Demokratie abgelegt. Es wurden auch “Klassenkampf” 
und “Gegenmacht” verabschiedet, für einen “Neuen Gesellschaftsvertrag” zwi- 
schen Kapital und Arbeit zur Rettung der Menschheit und für eine Politik der 
Regierungsbeteiligung votiert. Nach einer Flut von Gegenanträgen, die deutlich 
machten, daß diese Thesen keine Chance zur Annahme auf diesem Parteitag hat- 
ten, veröffentlichten Gysi und Bisky gemeinsam mit Hans Modrow Mitte Januar ein 
neues Fünf-Thesen-Kompromißpapier. In diesem bekennt sich die Partei zwar zum 
Sozialismus, aber die Linie der Regierungsbeteiligung wurde ebenfalls festge- 
schrieben. Nach der Veröffentlichung dieser Kompromißthesen begannen Gysi 
und Bisky ein Medienspektakel, in dem “Reformer gegen Stalinisten” gespielt 


wurde. 
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telegraph: Mit Deinem “Spiegel”-Interview 
im September 1994 hattest Du auf Deinen 
Konflikt innerhalb der Parteiführung der 
PDS aufmerksam gemacht. Du hattest der 
Parteiführung vorgeworfen, undemokra- 
tisch zu handeln, wie zu SED- Zeiten. 
Insofern kam Dein Austritt nicht überra- 
schend. Frage: Warum bist Du vor dem 
Parteitag ausgetreten und hast ihn nicht 
abgewartet? 

Karin Dörre: Auf der Vorstandssitzung im 
Januar, als die fünf Thesen vom 
Parteivorstand verabschiedet wurden, und 
als Lothar Bisky versuchte, Andre Brie 
ohne jegliche Begründung zum neuen 
Bundesgeschäftsführer zu machen, war 
für mich das Maß voll. Damit hatten sich 
die Vorwürfe, die ich schon im “Spiegel” 
erhoben hatte, noch einmal bestätigt. Den 
Leuten wird von der Parteiführung etwas 
vorgesetzt, was sie dann nur noch abseg- 
nen dürfen. Ich hatte gedacht, entweder 
Du trittst jetzt aus oder Du machst es nie. 
Das war eine grundsätzliche Entscheidung 
und ich hatte keine Lust, meinen Austritt 
zu inszenieren. Viele hatten mir gesagt, 
warte doch erst mal den Parteitag ab. Ich 
wollte da aber nicht mehr treu hinlatschen. 
Nach einer Woche Bedenkzeit habe ich 
mich dann hingesetzt und die Begründung 
für meinen Austritt aufgeschrieben. 
telegraph: Mich interessiert der Zeitpunkt 
deshalb, weil ich Deine Kritik an der 
Parteiführung gut nachvollziehen kann, 
aber der Parteitag doch auch gezeigt hat, 
daß die Delegierten durchaus nicht wider- 
spruchslos den Vorgaben Gysis und 
Biskys gefolgt sind. Wäre es da nicht doch 
besser gewesen, an die Delegierten zu 
appellieren? 

Karin Dörre: Die Delegierten haben nicht 
ganz so funktioniert, wie sich Gysi, Bisky 
und Brie das gewünscht haben. Die haben 
bei dem Versuch, ihre Linie durchzupo- 
wern überzogen. Aber letztendlich ist der 
Parteitag doch dem Trio gefolgt, da darf 
man sich nichts vormachen. Es ist ihnen 
wunderbar gelungen, die Debatte über die 
eigentlichen Konflikte, die innerhalb der 
Partei bestehen, nicht zuzulassen, nämlich 
die Frage “regiert man mit, toleriert man 


eine Regierung”. Die Vorbereitung auf die 
Regierungsbeteiligung wurde klammheim- 


lich in den Fünf Thesen schon festge- 


schrieben. Auch über Stalinismus ist nicht 


inhaltlich debattiert worden. Lediglich die 


Personenfrage “Sarah Wagenknecht ja” 
oder “Gysi nein”. Das hat auch viele 
Delegierte unheimlich geärgert, daß diese 
Debatte derart personalisiert wurde und 
obendrein über die Erpressungsschiene 
gelaufen ist. Deshalb haben die 
Delegierten eben auch nur bis zu einem 
bestimmten Punkt mitgespielt. 

telegraph: Meinst Du nicht auch, daß die 
Einschätzung, die Andre Brie nach dem 
Parteitag gab, zutrifft, nämlich, daß er eine 
Zäsur in der Parteientwicklung darstellt? 
Immerhin konnte sich seiner Meinung 
nach die Gruppe Gysi-Bisky erstmals nicht 
durchsetzen. Wofür er anführte: erstens, 
daB es ‘in. der _ Frage” des 
Oppositionsverständnisses der Partei eine 
konträre Beschlußlage gibt - also einer- 
seits wurde in dem Fünf-Thesen-Papier 
die Regierungsbeteiligung festgeschrie- 
ben, andererseits wurde im Beschluß über 
die Jugendpolitik erklärt, die Partei sei 
“keine Regierung im Wartestand”. 
Zweitens habe das Referat von Bisky kein- 
erlei Rolle in der Parteitagsdiskussion 
gespielt und drittens, daß Gysi und Bisky 
durch einen von der Kommunistischen 
Plattform initiierten Antrag gegen den 
Personenkult in der Partei personalpoli- 
tisch demontiert würden. 

Karin Dörre: Mit bestimmten 
Einschätzungen hat ja Andre Brie durch- 
aus recht. Für mich steht aber die Frage, 
wie er sich geäußert hätte, wenn er, seiner 
Erwartung entsprechend, zum 
Bundesgeschäftsführer gewählt worden 
wäre. Immerhin hat er ja den Parteitag in 
engster Runde mit vorbereitet. 

telegraph: Aber unabhängig von Bries 
persönlichem Arger - die von ihm ange- 
führten Fakten stimmen doch? Bist Du 
jetzt immer noch der vor dem Parteitag 
geäußerten Meinung, daß der Parteitag 
eine bloße Inszenierung durch die 
Führung war? 

Karin Dörre: Ja, natürlich. Wäre ich nicht 
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ne Woche vor dem 
arteitag ausgetreten, so 
äre es auf dem 
arteitag geschehen. 
lein, wie Gysi und Bisky 
ıf dem Parteitag agier- 
n. Bis dahin, daß sich 
sky am Ende bei Sara 
'agenknecht entschul- 
gte und erklärte, daß 
inftig keine Personen 
ehr beschädigt würden. 
abei haben gerade sie 
e ganze Zeit über nichts 
nderes getan, als mit 
an alten zentralistischen 
ethoden einer zentrali- 
ischen Partei gegen 
ne Sache anzugehen, 
gen die sie nicht wirk- 
>-h angehen wollten. 
tattdessen hatten sie ja 
e Debatte auf die 
emontage von Personen 
ıgespitzt. Unter der 
sung “wir gehen gegen 
en Stalinismus vor” 
ıben sie selbst stalinisti- 
he Methoden ange- 
andt. Das hat mir 
reicht. | 

legraph: Neben deinem 
orwurf, daß keine inhalt- 
he Auseinandersetzung 
attfinden würde, hattest 
u in Deinem “Spiegel”- 
terview der Gysi-Bisky- 
ruppe ebenfalls eine undemokratische 
ersonalpolitik vorgeworfen. 
eispielsweise sei die Zusammenstellung 
ar “Offenen Liste” zur Bundestagswahl an 
en zuständigen Gremien, selbst am 
arteivorstand vorbei, erfolgt. Aus Deinen 
orwürfen entsteht der Eindruck, daß die 
ysi und Co. völlig unabhängig von 
arteivorstand und von der Basis Politik 
treiben. Wie hat sich das innerhalb des 
arteivorstandes gezeigt? Gab es 
'iderstand dagegen im Vorstand, dem Du 
seit 1992 angehört hast? Oder auch 
dere Gruppen? Wie hat die Arbeit im 


—_ 
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Vorstand insgesamt ausgesehen? 

Karin Dörre: Andere Gruppen gab es 
nicht. Natürlich ist viel hinter den Kulissen 
vorbereitet worden. Die Arbeit ist so gelau- 
fen, daß jeder im Grunde genommen mehr 
oder weniger sein Gebiet bearbeitet hat - 
so lange Du als Einzelner in Deinem 
Arbeitsbereich geblieben bist, gab es 
keine Probleme. Sobald Du aber Kritik 
über Deinen Bereich hinaus geäußert 
hast, anfingst zu stören, dann hat es 
geknallt. Differenzen gab es natürlich. Zum 
Beispiel mit dem Wahlbüro, das manchmal 
Sachen gemacht hat, die nicht dem 
Vorstand vorgelegen haben. was nicht 
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heißt, daß der Vorstand unbedingt immer 


alle Kleinigkeiten absegnen wollte. Im übri- 
gen ist es auch schwer, mit Andre Brie, 
der das Wahlbüro geleitet hat, zusammen- 
zuarbeiten, weil er einfach ein 
Machtmensch ist, der nicht auf inhaltliche 
Auseinandersetzungen oder Streit setzt. 
Dabei wurde er aufgebaut als der Stratege 
der Partei. Insofern warst Du schon immer 
in einer schwierigen Situation, wenn du 


gegen irgend etwas Einspruch erhoben 


hast, was von dem großen Strategen Brie 
kam. 

telegraph: Meine Frage zielte darauf, ob 
es nicht im Parteivorstand Gegengruppen 
gab gegen den internen Machtzirkel um 
Gysi, Bisky, Brie? 

Karin Dörre: Naja, sicher. Zu Anfang, als 
ich 1992 in den Parteivorstand gewählt 
wurde, haben wir natürlich auch in 
bestimmten Kreisen zusammengesessen. 
Auch bei Wolfgang Gehrcke gab es so 
eine Gruppe. Ich bin dann dort irgendwann 
ausgestiegen. An dem Punkt, als es zum 
Thema Stasi-Aufarbeitung nicht weiter- 
ging. Ich merkte, mit einer solchen 
Kungelrunde kommst Du mit dem, was Du 
inhaltlich willst, nicht weiter. Und am 
Schluß fängst Du nur noch an, zu taktie- 
ren. Du versuchst nur noch danach zu 
schielen, ob Du als Gruppe hier oder dort 
Mehrheiten zusammenbekommst, ohne 
daß die inhaltlichen Anliegen vorankom- 
men. Wichtig ist aber gerade eine offene 
Auseinandersetzung um die Inhalte. 
telegraph: Heißt das, daß die Politik der 
Partei letztendlich von diesen 
Kungelrunden hinter den Kulissen 
bestimmt wird? 

Karin Dörre: Ja klar. Es gibt verschiedene 
Kungelrunden. Aber ich habe die 
Erfahrung gemacht, daß man so auf Dauer 
keine Politik machen kann ohne sich anzu- 
passen. Wolfgang Gehrcke z.B. hatte ja 
ursprünglich in vielen Punkten einen völlig 
anderen Ansatz als Andre Brie. 
telegraph: Und der wäre? 

Karin Dörre: Zum Beispiel hatte er einen 
viel stärkeren Oppositionsansatz und war 
auch nicht darauf erpicht, die gesamte 
Parteipolitik in einer Hand zu zentralisie- 
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ren. Inzwischen kann er aber ganz gut mit 
solchen Dingen leben, wie man sieht. 
telegraph: Gab es denn ursprünglich im 
Vorstand mehrere Gruppen, die sich in 
einem Machtgleichgewicht befanden und 
die nun zusammengewachsen sind oder 
bestimmte von Anfang an nur der 
Machtzirkel um Gysi die Politik? 

Karin Dörre: Die Gysi-Gruppe ist schon 
die zentrale Gruppe, zumal der Vorstand 
sich viel zu oft darum gedrückt hat, über- 
haupt eine Entscheidung zu treffen. 
telegraph: In welchen Fragen hat er sich 
denn gedrückt? Was hat der 
Parteivorstand z.B. getan, als Gysi und 
Bisky Andre Brie am Parteivorstand vorbei 
erneut in eine zentrale Machtposition 
schoben, indem sie ihn zum 
Wahlkampfleiter machten, obwohl er 
wegen seiner Stasi- Tätigkeit von seinem 
Amt als stellvertretender 
Parteivorsitzender zurücktreten mußte? 
Karin Dörre: Man hat nachträglich ver- 


. sucht, es so darzustellen, als ob es eine 


Wahl war. Es hat aber nie eine Wahl des 
Wahlkampfleiters im Parteivorstand gege- 
ben. Den wenigsten Vorstandsmitgliedern 
war wahrscheinlich klar, als sie keinen 
Widerspruch einlegten, daß mit dieser 
Funktion so viel Macht verknüpft sein 
würde. Er hatte dann Verfügungsgewalt 
über ein riesiges Konto und die gesamte 
Öffentlichkeitsarbeit der Partei im Wahljahr 
in seiner Hand zusammengeballt. Und 
noch etwas, Gysi hat seine politische 
Arbeit immer eng an die Person von Andre 
Brie geknüpft. Es schien und scheint, als 
hinge Gysi von Brie irgendwie ab. Ja, und 
die Verstrickung ins MfS wollte eigentlich 
niemand thematisieren. 

telegraph: Wurden im Parteivorstand 
überhaupt strategische Fragen diskutiert 
oder wurde die Strategie von den GysSi- 
Leuten einfach vorgegeben? 

Karin Dörre: Eigentlich wurden strategi- 
sche Probleme selten besprochen. Über 
die Wahlstrategie z.B. ist durchaus disku- 
tiert worden, aber das war eher eine 
Ausnahme. 

telegraph: Was ist mit Wahlstrategie kon- 
kret gemeint? Bedeutet das solche Fragen 
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wie “Macht man eine offene Liste oder 
nicht”? 

Karin Dörre: Genau, diese Fragen sind im 
Vorstand strategisch diskutiert worden. 
Aber solche Probleme z.B., wie man mit 
den Grünen oder der SPD umgeht, oder 
Regierungsbeteiligung oder nicht, sind 
durchaus nicht im Vorstand ausreichend 
beredet worden, obwohl sie in den Fünf 
Thesen dann ja festgeschrieben wurden. 
Zumal es da auch Widersprüche gibt 
innerhalb der PDS. Aufgabe eines 
Vorstandes wäre es ja gerade, bei einer 
solchen Frage, bei der man weiß, daß es 
Widersprüche gibt innerhalb der Partei, die 
Debatte anzukurbeln. Und das ist gerade 
nicht erfolgt. Oder nimm auch das Thema 
Umgang mit der Vergangenheit. Im 
Grunde genommen hat man sich auf die 
Parteitagsbeschlüsse zurückgezogen, 
aber eine Debatte über das Thema ist 
auch im Vorstand nicht geführt worden. Ich 
meine damit den Stasi-Beschluß. Der ist 
dadurch aufgeweicht worden, daß keine 
Konsequenzen mehr aus diesem 
Beschluß gezogen wurden. Andre Brie 
wurde ja deshalb auch von seiner Funktion 
als Stellvertretender Parteivorsitzender 
entbunden. Als Landesvorsitzender von 
Berlin mußte er auch zurücktreten. Aber 
der danach gefaßte Stasi- Beschluß ist ja 
da sehr viel weicher und fordert nicht mehr 
die harte Konsequenz des Rücktritts bzw. 
der Entbindung vom Amt, wenn jemand 
seine Stasi- Mitarbeit nicht offenbart. Eine 
solche Auseinandersetzung wäre nur dann 
wirklich glaubhaft, wenn Du selbst persön- 
liche Konsequenzen ziehst. Aber genau 
dem hat sich der Vorstand verweigert. 
telegraph: Noch mal zum Thema politi- 
sche Grundsatzdebatte. Wurde vor dem 
Erscheinen von Gysis “Ingolstätter 
Manifest” im Januar 1994, in dem ja 
bereits die Strategie eines neuen 
Gesellschaftsvertrages verkündet wurde, 
im Parteivorstand darüber beraten? 

Karin Dörre: Dieses Manifest, auf das 
sich jetzt viele berufen, ist ausschließlich 
ein Manifest von Gregor Gysi. Das wurde 
zu der Zeit, als es geschrieben wurde, 
immer wieder im Vorstand betont. Es hat 
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an den Basisgruppen dazu sicherlich 
Diskussionen gegeben, das ist ja normal. 
Aber im Parteivorstand ist zu dem Thema 
“Neuer Gesellschaftsvertrag” nie auch nur 
eine inhaltliche Debatte erfolgt. Obwohl es 
unheimliche Irritationen gab. Aber es 
wurde ausdrücklich darauf hingewiesen, 
daß es ausschließlich ein Manifest von 
Gregor Gysi ist und nicht von der Partei 
oder dem Vorstand. 

telegraph: Ist denn vor der 
Veröffentlichung des Manifestes im 
Vorstand bekanntgegeben worden, daß 
Gysi diese Absicht hat? 

Karin Dörre: Beiläufig sicher. 

telegraph: Eine andere Frage. Mein 
Eindruck ist, daß der Hungerstreik im 
Zusammenhang mit den 
Steuerforderungen des Finanzamtes an 
die PDS bereits eine Aktion der Gysi- 
Bisky-Gruppe zur Vorbereitung des 
Parteitages war. Immerhin stammte die 
Zahlungsaufforderung Pieroths vom 3. 
November 1994. Veröffentlicht wurde die 
Forderung aber erst Anfang Dezember. 
Wann wurde im Parteivorstand das erste 
Mal über diese Forderung diskutiert und 
als wie ernst wurde die Situation einge- 
schätzt? 

Karin Dörre: So genau weiß ich das jetzt 
nicht mehr. Dietmar Bartsch, der 
Kassenchef, hat den Parteivorstand etwa 
drei Tage vor dem Beginn der 
Hungerstreikaktion informiert. Daß die 
Situation so dramatisch ist, wurde durch- 
aus nicht allen deutlich, so daß auch nicht 
über solche Mittel wie Hungerstreik gere- 
det wurde. Der Hungerstreik ist nicht vom 
Parteivorstand beschlossen und vorberei- 
tet worden. Ich habe von dieser Aktion 
auch erst aus der Zeitung oder dem 
Fernsehen erfahren. . 
telegraph: Wurde denn jemals begründet, 
warum der Vorstand mehrere Wochen 
lang nicht über eine solche, die Existenz 
der Partei bedrohende Finanzforderung 
informiert wurde? 

Karin Dörre: Nein. Es kann natürlich sein, 
daß mir da etwas entgangen ist. Aber 
dann ist es mir sicherlich auch deshalb 
entgangen, weil die Situation eben nicht 


29 


so bedrohlich zu sein schien. Ob das den 
anderen klar war, weiß ich nicht. Fakt ist, 
daß die Hungerstreikaktion nur von dem 
' engsten Gysi-Kreis durchgeführt wurde. 
Von dem haben dann auch die meisten 
anderen Vorstandsmitglieder erst erfahren, 
als es soweit war. Ich habe mich dann her- 
ausgehalten, weil ich gegen ein solches 
Mittel in diesem Zusammenhang war. 
Natürlich ging es auch um Demokratie. 
Aber letztendlich war die Botschaft dieser 
Aktion: Wenn es um die eigene Kohle 
geht, bekommt man Massen von PDS- 
Mitgliedern auf die Straße. Ich finde dieses 
drastische Mittel des Hungerstreiks nur 
angemessen, wenn es wirklich um Tod 
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und Leben geht. Und es 
hat sich ja gezeigt, daß 
dieses Problem auch mit 
rechtsstaatlichen Mitteln 
zu Gunsten der PDS ent-: 
schieden werden konnte. 
Der Hungerstreik hat das 
möglicherweise, nur 
beschleunigt. Im Übrigen 
war es für die Leute, die 
draußen, außerhalb der 
besetzten Räume waren, 
schwierig, die Aktion zu 
koordinieren. Weil sie 
nicht wußten, was die da 
drin nun eigentlich den- 
ken und wollen. | 
telegraph: Es ist doch 
verwunderlich, daß bei 
einem Vorgang, der die: 
Existenz der Partei 
bedrohen konnte, 
wochenlang in dem dafür 
zuständigen Gremium 
nicht darüber und über 
Gegenmaßnahmen dis- 
kutiert wurde. Du und 
andere, ihr habt erst aus 
den Medien davon erfah- 
ren. 

Karin Dörre: Oder auf 
dem Gang im Karl- 
Liebknecht-Haus. 
telegraph: Ich möchte 
| noch ein bißchen nach 
den Zeitabläufen bohren. Am 28.11. wur- 
den vom Parteivorstand die sogenannten 
“Zehn Thesen” der Gysi-Bisky-Gruppe ver- 
abschiedet, die den “Neuen 


: Gesellschaftsvertrag” enthalten. Am ersten 


Dezember begann plötzlich und unerwar- 
tet der Hungerstreik. Ist diese zeitliche 
Abfolge ein Zufall? 

Karin Dörre: Die Zehn Thesen kamen 
nicht von Gysi und Bisky, sondern von 
Wolfgang Gehrcke und Ivonne Kaufmann, 
die den Auftrag dazu hatten. Darüber war 
auch im Vorstand ausführlich diskutiert 
worden. 

telegraph: Michael Brie, der Bruder des 
Oberstrategen, hat in einer Auswertung 
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des Parteitages darauf hingewiesen, daß3 
zur Zeit des Hungerstreikes, der ja durch 
die Gysi-Bisky-Gruppe durchgeführt 
wurde, dieser innere Machtzirkel innerhalb 
der Partei unangefochten war. Dies bringt 
mich zu meiner nächsten Frage: War es 
nicht vielleicht gerade die Absicht dieser 
Gruppe, durch einen solchen Konflikt die 
Partei hinter sich zu bringen, um auf dem 
Parteitag Mehrheiten für sich in sehr stritti- 
gen Fragen zu gewinnen? Ist es mögli- 
cherweise kein Zufall, daß ausgerechnet 
auf dem Höhepunkt des Hungerstreiks 
zehn Thesen des Parteivorstandes veröf- 
fentlicht wurden, die der Partei ein offen 
ET Re Profil verleihen sol- 
en? 

Karin Dörre: Ach nein, so weit würde ich 
nicht gehen. Die Veröffentlichung dieser 
“Zehn Thesen” hatte vielmehr damit zu 
tun, daß die Mehrheit des 
Parteivorstandes schon lange der Meinung 
war, daß es nach fünf Jahren PDS an der 
Zeit ist, zu schauen, wie ist die Situation in 
diesem Land. Und um dem Parteitag eine 
Bilanz des zurückgelegten Weges und der 
künftigen Aufgaben vorzulegen. 
Wenigstens thesenhaft, um eine Debatte 
in der Partei anzuschieben. Dann hat sich 
die Erarbeitung der Thesen zwar hingezo- 
gen, weil es verschiedene Auffassungen 
gab. Aber letztendlich sind diese Thesen 
mehrheitlich vom Parteivorstand beschlos- 
sen worden, um sie in die Diskussion Zu 
geben ... | 

telegraph: Was heißt Diskussion, drei 
Wochen vor Antragsschluß? 

Karin Dörre: ... Das war das Problem. 
Auch ein Grund, weshalb ich mich im 
Vorstand bei der Verabschiedung der 
Thesen der Stimme enthalten hatte. Ich 
hatte z.B. zu der Problematik 
“Unrechtsstaat DDR” einige Anträge, um 
sie etwas zuzuspitzen. Man kann solche 
Thesen nicht einfach durchzocken, die 
Basis hatte jedenfalls kaum Zeit zum 
Diskutieren. Dafür gab es auch keine Not. 
Die Welt wäre nicht untergegangen, wenn 
die Thesen jetzt auf dem Parteitag disku- 
tiert, danach wieder in die Diskussion an 
der Basis gegeben und dann auf der näch- 
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sten Tagung des Parteitags verabschiedet 
worden wären. Schließlich haben wir 
immer zig Tagungen vor einem Parteitag 
durchgeführt. Das hätte uns ja nicht daran 
gehindert, jetzt ein kurzfristiges 
Aktionsprogramm zu beschließen, um fest- 
zulegen: was stehen denn jetzt als wichtig- 
ste tagespolitische Aufgaben an, mit 
denen wir uns nach den Wahlen befassen 
müssen, als Partei. Das hätte man ja 
unabhängig von der Diskussion der 
Thesen verabschieden können, ich meine 
unabhängig von den strategischen Fragen, 
wo ja wohl die Mitgliedschaft ein Recht 
darauf hat, mitzudiskutieren. Und insofern 
ist die Behauptung einfach unredlich, daß 
die Kommunistische Plattform diese Zehn 
Thesen torpediert hat. Das stimmt so 
nicht. Die Bedenken sind auch von ande- 
ren Leuten erhoben worden, daß man 
eben nicht innerhalb von drei Wochen der 
Basis etwas vor den Kopf knallen kann, 
dann ist noch Weihnachten dazwischen 
und dann soll das Parteivolk auf dem 
Parteitag kräftig abnicken. 

telegraph: Genau darauf zielt meine 
Fragestellung. Diese vom Parteivorstand 
am 28. November 1994 verabschiedeten 
Thesen knüpfen an die Gedanken an, die 
Gysi Anfang 1994 in seinem Ingolstädter 
Manifest geäußert hat. Dort ging es doch 
bereits darum, einen “Neuen 
Gesellschaftsvertrag”, einen neuen “New 
Deal” anzuvisieren, der zwischen 
Arbeitnehmern, fortschrittlichen 
Unternehmern und allen gutwilligen 
Menschen ausgehandelt werden soll. 
Damit verbunden ist ja nicht nur das 
Bekenntnis zum Parlamentarischen 
System, sondern auch die Bereitschaft zur 
Übernahme von 
Regierungsverantwortung. Denn das jetzt 
so oft gebrauchte Wort vom “Hinein in die 
Gesellschaft meint ja nichts anderes, als 
“Hinein in den Staat"... 

Karin Dörre: Genauso! 

telegraph: ...Und gleichzeitig wird der 
Stalinismus abgelehnt. Deshalb scheint es 
mir nicht zufällig, daß die Verbreitung die- 
ser Thesen, von denen klar ist, daß sie 
den bisherigen ideologischen 
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Grundkonsens in der Partei sprengen, erst 
drei Wochen vor Antragschluß erfolgt. Und 
obendrein auf dem Höhepunkt der 
Hungerstreikaktion, mit dem die 
Führungsgruppe die Partei hinter sich zu 
bringen versucht? 

Karin Dörre: Also, daß sie soweit gedacht 
haben, das miteinander zu verhakeln, 
glaube ich einfach nicht. Da würde man 
sie auch wieder überschätzen. 

telegraph: Aber am 28. November 1994 
fand eine theoretische Konferenz der 
Partei statt, die als Auseinandersetzung 
zwischen dem Gysi-Bisky-Flügel und der 
Kommunistischen Plattform angekündigt 
war. Diese Auseinandersetzung mit der 
Kommunistischen Plattform unterblieb 
jedoch. Vom Vorstand war nur Sara 
Wagenknecht da, die auch sogleich erklär- 
te, daß die Zehn Thesen den sozialisti- 
.schen Parteikonsens zerstören und aus 
.der PDS eine sozialdemokratische Partei 
machen würden. Die Verletzung dieses 
Parteikonsensus durch die Thesen mußte 
doch allen klar sein. Ä 

Karin Dörre: Aber diese Behauptung von 
der Sozialdemokratisierung der PDS hat 
die Kommunistische Plattform ja nicht erst 
wegen dieser Thesen verkündet. Man muß 
mit diesem Wort ohnehin sehr aufpassen. 
Weil es in der Auseinandersetzung ja sehr 
schnell als Schimpfwort und als etwas 
Abwertendes benutzt wird. Was ich für 
falsch halte. Was problematisch ist und 
was auch nicht ausdiskutiert wurde, in den 
Zehn Thesen weniger als in den fünfen, 
mit denen dann letztendlich der Parteitag 
erpreßt worden ist, ist die demagogische 
These vom Hineinbegeben in die Mitte der 
Gesellschaft. 

telegraph: Was immer Mitte des Staates, 
Mitte des Parlamentarismus bedeutet! 
Karin Dörre: ... Ja, natürlich, es geht um 
das Festschreiben von 
Regierungsbeteiligung. Die das nicht wol- 
len, werden ausgegrenzt. Die anderen 
wollen nur am Rande der Gesellschaft 
rummotzen, heißt es. Wir sind die Guten, 
die Reformer und die anderen sind die 
begriffsstutzigen Totalverweigerer. Das ist 
ein Popanz, der da aufgebaut wird. Genau 
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über diese Schiene sind nicht nur die 
Leute in der Kommunistischen Plattform 
gemeint, die immer noch von 
Klassenkampf reden, die immer noch 
diese alten Kampfbegriffe vor sich hertra- 
gen. Auch alle anderen, die sich die 
Möglichkeit offenhalten wollen, ein Stück 
weiter zu denken, also zu schauen, was es 
über dieses gegenwärtige 
Parlamentarische System hinaus noch 
gibt, zu schauen, was an diesem System 
zu verändern und was darüber hinaus 
noch an Utopie zu denken ist. Jetzt hat es 
den Anschein, als ob Du gar keine Utopie 
mehr denken darfst, wenn Du nicht als 
Rummotzer am Rande der Gesellschaft 
dastehen willst. Wenn das so weitergeht, 
werden natürlich auch ganze Gruppen von 
anderen Leuten außerhalb der 
Kommunistischen Plattform ausgegrenzt. 
Du hast ja zum Beispiel den Konflikt zwi- 
schen der PDS Berlin und dem 
Bundesvorstand. 

telegraph: Könntest Du das unseren 
Lesern erläutern? 

Karin Dörre: Lothar Bisky hatte in einem 
Interview um die Jahreswende die Ansicht 
vertreten, daß die PDS in Berlin aufgrund 
ihrer Wahlergebnisse koalitionsfähig sei 
und sich für die Zeit nach den 
Abgeordnetenhauswahlen auf die 
Regierungsbeteiligung vorbereiten müsse. 
Dies These hatte er ohne Absprache mit 
den zuständigen Berliner Parteigremien 
verkündet. Anschließend gab es sofort 
einen Gegenbeitrag von Petra Pau, der 
Landesvorsitzenden und Peter Zotl. dem 
Vorsitzenden der 
Abgeordnetenhausfraktion im “Neuen 
Deutschland”, die noch mal deutlich 
gemacht haben: die Berliner PDS setzt auf 
konsequente Opposition und hat mit 
Regierung nix am Hut. Sie haben das 
auch noch mal damit begründet, daß die 
PDS in Berlin ihre vielen Stimmen gerade 
deshalb gekriegt hat, weil die PDS gesagt 
hat, wir wollen Opposition machen zu die- 


"sem System. Was ja nicht heißt, daß man 


nicht im Parlament arbeitet und dort auch 
entsprechend Opposition macht. Dann hat 
Bisky alles zurückgenommen und behaup- 
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tet, es war ja alles gar 
nicht so gemeint. : : 
Letztendlich ist seine 
Position dann aber wieder 
in den Fünf Thesen auf- 
getaucht, das 
schreiben der Ubernahme 
von Regierungsverant- 
wortung. Wir haben ja die 
Situation, daß die PDS 
den Bündnisgrünen vor- 
wirft, sich immer weiter 
zurückzubewegen und 
der SPD immer ähnlicher 
zu werden. Doch die 
GRUNEN haben dafür 
einen langen Zeitraum 
gebraucht. Die PDS 
macht das alles jetzt im 
Schweinsgalopp. Und drei 
sozialdemokratische 
Parteien brauchst Du 
nicht. Dann ist minde- 
stens eine überflüssig. 
Was überhaupt nicht 
heißt, das man gegen die 
Sozialdemokratie sein 
muß, denn wenn es eine 
ordentliche sozialdemo- 
Kratische Politik gibt - 
okay. Die gibt es aller- 
dings wirklich nicht mehr. 
telegraph: Die können 
sich dann alle drei 
zusammenschließen... 
Karin Dörre: ... und einen 
Vereinigungsparteitag feiern. 

telegraph: Ich will noch mal an vorhin 
anknüpfen. Deine Aussage heißt ja wohl: 
Die Positionen der Kontrahenten, die sich 
in der gegenwärtigen Auseinandersetzung 
hauptsächlich gegenüberstehen, bedeuten 
entweder stalinistisches 
Klassenkampfverständnis oder “hinein in 
die Regierung”. Ist nicht diese “Alternative” 
zwischen alten Stalinisten und neuen 
Sozialdemokraten, die uns geboten wird, 
die vorherrschende Konstellation der 
Auseinandersetzung? 

Karin Dörre: So ist sie zumindestens in 
die Offentlichkeit getragen worden. Aber 
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es gibt eben noch andere, die werden 
auch in die stalinistische Ecke gestellt. 
telegraph: Existiert denn überhaupt diese 
Trennung zwischen Altstalinisten und 
neuen Sozialdemokraten? 

Karin Dörre: Ich denke, sie treffen sich an 
einem bestimmten Punkt wieder. Sie tref- 
fen sich genau in ihrer Staatsfixiertheit. Die 
einen haben das in ihrem Blick auf gestern 
und die anderen in ihrem Blick auf heute 
und auf morgen. Insofern sind sie in ihrem 
Politikverständnis nicht weit auseinander. 
Aber es macht sich natürlich sehr gut, 
wenn Du in der Öffentlichkeit gegen 
Stalinismus wetterst. 
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telegraph: Kann man denn nach dem 
Parteitag sagen, wie stark wirklich die 
einen oder die anderen in der Partei sind? 
Karin Dörre: Ich glaube nicht, daß man 
eine solche Einschätzung der 
Kräfteverhältnisse geben kann, dazu ist 
der Parteitag zu konfus verlaufen. Aber ich 
glaube schon, daß es nicht wenige Leute 
in der PDS gibt, die wieder mitregieren 
möchten. Es liegt in der Natur der Sache. 
Das hat einfach etwas mit dem 
Parteiverständnis der SED zu tun, aus der 
man ja herkommt. Und von den Leuten, 
die wieder mitregieren möchten, macht 
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sich ja auch niemand 
darüber einen Kopf, ob 
es überhaupt moralisch 
legitim ist, nach fünf 
Jahren einen solchen 
Anspruch anzumelden. 
Darüber denkt ja schon 
gar niemand mehr nach.. 
Ich bin übrigens auch gar 
nicht sicher, ob wirklich 
die Berliner PDS eine 
andere Position hat. 
Aber ich möchte noch 
einmal auf das Fünf- 
Thesen-Papier kommen. 
Einer der Tricks von Gysi 
und Bisky, an dem deut- 
lich wurde, daß die 
g a n zZ e 
Auseinandersetzung um 
den Stalinismus gar 
keine wirkliche 
Polarisierung sein sollte, 
ist ja, daß es als gemein- 
sames Papier mit Hans 
Modrow verbreitet wurde. 
Weil natürlich Hans 
Modrow für eine 
bestimmte Gruppe in der 
PDS steht, die, ich sage 
es mal vorsichtig, ein 
sehr positives Bild von 
der DDR und dem Staat 
der DDR hat. Wenn ich 
dann vorn in den Fünf 
Thesen mich deutlich 
abgrenze gegen alles, 
was Stalinismus ist, aber ein Stückchen 
später dann beim Blick zurück auf DDR 
und SED die Taten und Leistungen “hun- 
derttausender ehrlicher SED-Miglieder” für 
eine “menschlichere Gesellschaft” usw. 
usf. gewürdigt werden, dann stimmt etwas 
nicht. Denn wenn ich wirklich ehrlich mit 
dem Stalinismus breche, muß das ja 
bedeuten, mich wirklich mit dem konkreten 
Auswuchs, den es in der DDR gab, auch 
konkret auseinanderzusetzen. Das ist 
ziemlich hart, weil es heißt, Du mußt erst 
einmal den größten Teil Deines Lebens zu 
den Akten legen. Das ist nicht einfach und 


telegraph 4/95 


. Ich nehme es niemandem übel, wenn er 
das nicht so schnell kann. Aber dann darf 
man eben auch nicht so tun, als ob es in 
der Partei nur ein oder zwei Personen gibt, 
die immer noch nichts gelernt haben. Auch 
Gysi und Bisky werden künftig keinen 
Wahlkampf machen können, für welche 
Regierung auch immer, wenn sie nicht 
genau diese große Gruppe von Leuten um 
sich haben, die an der DDR noch sehr viel 
mehr hängen, als Gysi und Bisky lieb ist. 

telegraph: Dieser Zusammenhang ist der 
.Grund, weshalb ich eigentlich statt von 
einer “Inszenierung” lieber von einem 
Putsch der Gysi-Bisky-Gruppe sprechen 
würde, weil: sie ja zunächst den Versuch 


gemacht hatte, mit dem sogenannten 


Zehn-Thesen-Papier ohne und gegen den 
Modrow-Flügel die strategische Linie der 
Partei zu bestimmen. In der gesamten 
Geschichte der Partei aber erfolgte die 
Entwicklung nur im Bündnis dieser beiden 
Richtungen, mit der Abgrenzung nach der 
einen, wie nach der anderen Seite hin. 
Jetzt, wie gesagt, versuchten sie Modrow 
auszubooten, es hat nur nicht geklappt. 
telegraph: Nein, nein, sie versuchen es 
schon mit Modrow ... 

Karin Dörre: Aber die Zehn Thesen doch 
nicht! 

Karin Dörre: Die nicht. Aber die waren 
doch letztendlich ein Vorstandspapier. Das 
Problem ist, daß sie Hans Modrow immer 
dann benutzen, wenn sie es taktisch für 
klug halten. Ansonsten ist es ja so, daß 
manche Differenzen, wie ich sie mit Hans 
Modrow habe, auch von Gysi und Bisky 
geteilt werden. Das Problem ist nur, sie 
setzen sich mit ihm nicht auseinander, 
also z.B. über seine Sicht auf die DDR. Es 
geht nicht, zu versuchen, ihn einfach nach 
“Europa” abzuschieben, also als 
Spitzenkandidat ins Europaparlament.(1) 
Andererseits schlägt man die Hände über 
dem Kopf zusammen, weil er darüber 
nachdenkt, fürs Berliner 
Abgeordnetenhaus zu kandidieren. Auch 
ich hätte mit seiner Kandidatur Probleme 
wegen seiner Sicht auf die DDR. Ich habe 
ihm das auch gesagt. Letztendlich sehe 
ich mich aber auch nicht in der Lage ganz 
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ernsthaft dagegen etwas zu sagen, denn 
andere Leute, wie Maleuda(2) sitzen in 
Bonn. Warum soll da nicht Modrow auch 
im Berlin sitzen? An diesem Punkt wird 
auch wieder die ganze Unehrlichkeit deut- 
lich. Man kann eben nicht einerseits einen 
Ehrenvorsitzenden auf so ein hohes Pferd 
setzen und sagen, wer Hans Modrow 
angreift, greift die Partei an. Wenn er denn 
aber andererseits gerade nicht so ins Bild 
paßt, stellt man ihn in die Ecke. Und wenn 
er wieder gebraucht wird, zerrt man ihn 
wieder vor. Also, das geht nicht. 
telegraph: Welche Funktionen hat er 
momentan eigentlich, hat er einen 
Parlamentssitz? 

Karin Dörre: Er ist Ehrenvorsitzender der 
Partei, aber ohne Parlamentssitz und 
überlegt ernsthaft, ob er in Berlin kandidie- 
ren wird. 
telegraph: Ist es denn für Gysi und Bisky 
wirklich so peinlich, ihn in der Öffentlichkeit 
vorzuzeigen? 


Karin Dörre: Ich habe den Eindruck, daß 


es ihnen schon unangenehm ist, daß Hans 
Modrow natürlich in der Öffentlichkeit als 
der verschriehen ist, der sich den DDR- 
Nostalgikern verbunden fühlt. Und seine 
Sicht auf die DDR ist ja manchmal auch 
ein bißchen nostalgisch. Aber ich finde 
den Umgang mit ihm eben nicht sauber 
und fair. Hans Modrow war übrigens der 
Einzige im Vorstand, der zu mir gesagt 
hat, daß er sich inhaltlich mit dem ausein- 
andersetzen will, was ich in meinem 
“Spiegel”-Interview an der Partei kritisiert 
hatte. Er hat nicht nur wie andere darüber 
mit mir reden wollen, ob es der richtige Ort 
war, ob es der richtige Zeitpunkt war, SON- 
dern auch über die Probleme, die ich 
angesprochen hatte. | 
telegraph: Ich möchte gern noch einmal 
auf den Parteitag zurückkommen. 
Verschiedene Leute haben nach dem 
Parteitag festgestellt, daß entgegen ihrer 
Erwartung auf dem Parteitag die Gruppe 
der Landtagsfraktionen relativ schwach in 
Erscheinung getreten ist, obwohl doch 
gerade sie den neuen Mitregierungsflügel 
repräsentiert. Teilst Du diese 


Einschätzung? 
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Karin Dörre: Das kann ich nicht sagen, 
also das weiß ich nicht. 

telegraph: Du hast ja vorhin erläutert, daß 
durch die Personalisierung und Etikettierung 
der Positionen einige andere Standpunkte in 
der Partei einfach unter den Tisch gekehrt wur- 
den. Wie stark schätzt Du denn jetzt, nach 
Ablauf des Parteitages, die Stärke des, wie ich 
sagen würde, radikaldemokratischen Flügels 
ein. Damit meine ich diejenigen, die, wie Teile 
der AG Junge Genossinnen oder der Berliner 
Parteiorganisation, sich sowohl konsequent mit 
dem Stalinismus auseinandersetzen wollen, 
aber auch nicht schon wieder auf 
Regierungsübernahme schielen. 

Karin Dörre: Das ist natürlich zahlenmäßig nur 
schwer zu belegen, aber auf jeden Fall eine 
Minderheit. 

telegraph: Auf dem Parteitag hatte jedenfalls 
der Berliner Antrag zur Festlegung der Partei 
auf eine parlamentarische Opposition nur ca. 
20 bis 25 Prozent erhalten. Die Fünf Thesen 
hatten insgesamt nur etwa 15 Prozent 
Gegenstimmen. Die Frage ist, wie repräsentativ 
ist das für die Gesamtpartei? 

Karin Dörre: Das ist wirklich schwer einzu- 
schätzen und wird auch von Region zu Region 
verschieden sein. 

telegraph: Meinst Du denn, daß außerhalb 
Berlins und außerhalb der AG Junge 
GenossiInnen, die natürlich auch sehr differen- 
ziert ist, solche Positionen in nennenswertem 
Umfang vertreten werden? 

Karin Dörre: Doch, doch, da gibt es schon wel- 
che. Peter Zotl ist ja z.B. auch nicht gerade ein 
Jugendlicher. 

telegraph: Noch einige persönliche Fragen. Mit 
Dir ist das letzte Mitglied der ehemaligen soge- 
nannten ErneuerInnenströmung aus dem 
Parteivorstand, und in Deinem Falle auch aus 
der Partei, ausgeschieden. Vor zwei Jahren 
war Deine Kandidatur für den Bundesvorstand 
in der Strömung sehr umstritten. Helga Adler 
und Rainer Börner waren gerade aus Vorstand 
und Partei raus und “die Strömung” hatte eine 
erneute Kandidatur für den Vorstand wegen 
des Scheiterns einer inneren Erneuerung als 
zwecklos und bloßes Alibi angesehen. Wie 


schätzt Du denn im Nachhinein Deinen Schritt 
von damals ein. Hat es sich gelohnt, noch ein- 
mal einen Versuch der Erneuerung zu machen 
oder nicht? 

Karin Dörre: Nein, es hat sich nicht gelohnt. 
telegraph: Was wirst Du denn künftig politisch 
tun? Wird man von Dir noch einmal etwas 
hören, denn alle anderen ehemaligen 
Erneuerlnnen, die die PDS verlassen hatten, 
sind politisch ja nicht mehr in Erscheinung 
getreten? 

Karin Dörre: Ich werde mich nicht in die 
Möhren und den Rosenkohl zurückziehen, son- 
dern werde verstärkt das tun, woran mich die 
Parteiarbeit bisher eher gehindert hat, also 
Arbeit im antirassistischen Bereich. 

telegraph: Du meinst Deine Arbeit im Vorstand 
bei SOS Rassismus? 

Karin Dörre: Genau. 

telegraph: Es war ja ein wirklich trauriges 
Phänomen, daß in dem Augenblick, wo die 
“Erneuerungsströmung” im Innern gescheitert 
war, die äußere Akzeptanz und Stabilisierung 
der PDS eintrat. Meinst Du denn, daß aus dem 
Spektrum der ehemaligen SED- und PDS- 
ErneuerInnen, die ja zum großen Teil die Partei 
verlassen haben, jemals wieder irgendeine 
Form der politischen Initiative zu erwarten ist? 
Karin Dörre: Das weiß ich nicht. Das Problem 
ist, daß sich viele zurückgezogen haben. 
Andere passen sich wieder neu an die PDS an. 
Ich habe auch keine Ambitionen, einen neuen 
Laden aufzumachen. Was ich richtig finden 
würde ist, sich nicht aus der Politik zu verab- 
schieden, sondern an den Inhalten entlang zu 
arbeiten. In solchen inhaltlichen Fragen werde 
ich mich natürlich auch weiter auf die PDS 
beziehen, was meine Arbeit konkret betrifft. Da 
muß man eben schauen, ob sich etwas 
bewegt. Innerhalb der PDS selbst bin ich 
durchaus auch zur Debatte bereit, aber irgend- 
wann muß man eben entscheiden, ob einen die 
innere Parteidebatte an der eigentlichen inhalt- 
lichen Arbeit eher nicht hindert. Und vor allem: 
Kann man weitere Anpassung vor sich selbst 
verantworten? 

telegraph: Vielen Dank für das Gespräch. 

(Das Gespräch führte Bernd Gehrke, 9.2.95) 


4 Hans Modrow wurde von der PDS als Spitzenkandidat für das Europaparlament aufgestellt, aber die 


PDS schaffte den Einzug nicht. 


2 Unter Honecker stellvertretender Staatsratsvorsitzender 
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Eine Lanze fur Silvio Gesell 


Noch einmal ein Versuch, das Tabu gegen die 
Freiwirtschaft aufzubrechen 


In letzter Zeit wurde viel über Silvio 
Gesells freiwirtschaftliche Ideen gestritten. 
Dabei wird Gesell von seinen marxisti- 
schen KritikerInnen falsch interpretiert. Sie 
erfinden Probleme, wo keine sind. Die 
wirklich kritischen Stellen werden dagegen 
nicht angesprochen. 

Silvio Gesell hatte bei der 
Niederschrift seines Hauptwerkes “Die 
Natürliche Wirtschaftsordnung” eine antito- 
talitäre Absicht. Ob seine Konzepte zu der 
freiheitlichen Gesellschaft führen, wie er 
sie sich wünschte, wage ich zu bezweifeln. 
Aber zuerst einmal muß das Ansinnen des 
Autors verstanden werden, um richtig zwi- 
schen den Zeilen lesen zu können. Und 
gerade dies tun seine marxistischen 
Kritikerlnnen nicht. 


Darstellung der Ideen Gesells 

Okonomisch ist Gesell interessant, weil er 
und vor ihm schon Proudhon den 
Kapitalismus, d.h. das Problem der 
Ausbeutung bzw. der ungerechten 
Einkommensverteilung, nicht wie die klas- 
sische Theorie erklären . Für die klassi- 
sche Nationalökonomie, zu der auch Marx 
zählt, ist Geld neutral. Es. hat keine 
Auswirkungen auf die 
Einkommensverteilung einer 
Volkswirtschaft. Gesell sieht dagegen 
gerade im monetären Bereich eine der 
Hauptursachen des Kapitalismus. Seine 
abweichende Einschätzung der Rolle des 
Geldes ergibt sich daraus, daß sich Geld 
durch eine besondere Eigenschaft von den 
anderen Waren abhebt. Geld unterliegt 
nicht wie alle anderen Waren einem natür- 
lichen Wertverlust, bzw. Geld kann ohne 
irgendwelche Kosten problemlos gelagert 
werden. Geldbesitzerlnnen können also 
andere WirtschaftsteilnehmerlInnen, die 
Geld benötigen, erpressen. Nur gegen 
einen Preis, den Zins, geben die 
GeldbesitzerInnen ihr “Erspartes” her. 
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Erscheint ihnen der angebotene Zins zu 
niedrig, geben sie ihr Geld nicht für den 
Wirtschaftskreislauf frei. Sie warten bis ein 
“angemessener” Preis winkt. Ihr Warten 
wird auch bald belohnt, da sich durch die 
Geldhortung das Geldangebot verringert. 
Bei gleichbleibender Nachfrage sind dann 
wieder mehr NachfragerInnen bereit, 
höhere Zinsen zu zahlen. Die 
Freigeldtheorie möchte durch die 
Einführung einer Umlaufsicherungsgebühr 
die Geldhortung unterbinden. Durch diese 
Umlaufsicherungsgebühr verliert jeder 
Geldschein mit der Zeit einen Teil seines 
Wertes. Geldhortung wird zum 
Verlustgeschäft und unterbleibt. | 

Mit der Geldhortung verschwindet 
auch der Zins. Dieser ist für Gesell die 
Ursache der ungerechten 
Vermögensaufteilung. Da die 
GeldbesitzerInnen durch den 
Zinseszinseffekt exponentiell wachsendes 
leistungloses Einkommen beziehen, das 
von der gesamten Volkswirtschaft erwirt- 
schaftet werden muß. Durch den Wegfall 
des Zinses könne jedes Wirtschaftssubjekt 
nur noch soviel sparen, wie'es selbst erar- 
beitet hat. Mit der Zeit würden sich die 
Vermögen angleichen. Diese Analyse 
steht im Widerspruch zur These, daß die 
Ursache des Kapitalismus im 
Privateigentum an Produktionsmitteln zu 
suchen sei. 

Als weiteren Effekt der 
Umlaufsicherungsgebühr erhofft sich die 
Freiwirtschaft eine konstante 
Einkommenskreislaufgeschwindigkeit des 
Geldes. Durch diese “Entstörung” des 
Geldkreislaufes soll es zu einer besseren 
Kontrolle der Geldmenge kommen. 

Da sich nunmehr Schwankungen 
im monetären Bereich verhindern ließen, 
dürfte es nicht mehr zu 
Krisenerscheinungen kommen. Der 
Umlaufzwang des Geldes bewirkt eine 
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fortgesetzte Nachfrage. Die Vermehrung 
von Realkapital (Sachgütern) würde nicht 
mehr durch Krisen gestört werden. Als 
Folge verschwände unfreiwillige 
Arbeitslosigkeit. Sobald die Bildung von 
Realkapital ihren Sättigungspunkt erreicht, 
würde es nur noch qualitatives Wachstum 
geben: Verbesserung der Technik und 
Organisation. Arbeitszeitverkürzungen 
werden mit der Zeit möglich, weil eine 
Umverteilung des Mehrwertes in Form der 
Geld- Kapital- und Bodenzinsen erfolg- 
te.(1) 


Situation heute 

Eine Geldhortung läßt sich auch heute 
noch beobachten. Sie führt aber nicht 
mehr zu den damaligen Deflationskrisen 
(Nachfragerückgang, Preisverfall). 
Heutzutage ist der permanente 
Wertverlust des Geldes, auch Inflation 
genannt, zur Normalität geworden. 
Deshalb sind alle bestrebt, ihre 
Transaktions- und Spekulationskassen 
niedrig zu halten. Bei sinkenden Zinsen- 
und/oder Inflationsraten kommt es aller- 
dings weiterhin zu Geldhortungen. Warum 
aber bleibt die Krise aus? Gehortet wird 
meist durch den Entzug von Geld aus den 
laufenden Einkommen. Dies ist heute noch 
genauso, wie zu Zeiten der 
Weltwirtschaftskrise. Allerdings gehen 
heutzutage Einkommen auf Girokonten 
ein. Bei massierten Geldabhebungen muß 
die Geschäftsbank sich bei der Notenbank 
neues Geld besorgen. “Das heißt, der 
Aufbau von Hortungen, ob langfristig 
angesammelt oder kurzfristig angehoben, 
wird also mit Hilfe der Notenpresse ermög- 
licht.”(2) Die Auswirkung der Hortung auf 
die Zinsen bleibt unverändert. Der Druck 
auf einen Wiederanstieg der Zinsen wird 
verstärkt. Nur, daß heute keine 
Deflationsgefahren entstehen, sondern 
Inflationsgefahren, wenn das angesam- 
melte Geld wieder in den Kreislauf gege- 
ben wird. 

Inflation wird heutzutage bewußt 
vom Staat erzeugt. Dieses Verhalten ist 
auf Erfahrungen während der 
Weltwirtschaftskrise zurück zu führen. Die 
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Weltwirtschaftskrise © war eine 
Deflationskrise. Es war nicht zuviel Geld 
vorhanden, wie bei einer Inflation, sondern 
zu wenig Geld verhinderte einen wirt- 
schaftlichen Aufschwung. Weil diese Krise 
so verheerend war, nimmt die Geldpolitik 
bewußt Inflation in Kauf, als eine Deflation 
zu riskieren. Zudem profitiert der Staat von 
Inflation. Der Staat ist der größte 
Schuldner einer Volkswirtschaft. Jeder 
Schuldner profitiert von einer 
Geldentwertung, da seine Schulden real 
Immer geringer werden. Die durch die 
Geldhortung verursachten Deflationskrisen 
werden heutzutage künstlich verhindert. 
Da die Gefahr besteht, daß die Inflation 
außer Kontrolle gerät, müssen die Zinsen 
hochgehalten werden. Dadurch wird die 
ungleiche Einkommensverteilung noch 
verstärkt. 

"Es sind gar nicht primär 
Konsumsucht und Gewinnsucht, die den 
Kapitalismus rastlos vorwärtstreiben, son- 
dern die durch Zins und Zinseszins lawi- 
nenartig wachsenden Geldvermögen und 
ein unerbittlicher Zwang, unter dem die 
Schuldner stehen, nämlich mit jeder 
Produktion auch den Zins erwirtschaften 
zu müssen”.(3) Der Zins wirkt negativ auf 
die Investitionstätigkeit. Da eine Investition 
nur durchgeführt wird, wenn deren Rendite 
größer sein wird, als der Kapitalzins, der 


. bei einer Geldanlage realisiert würde. 


Somit lohnen sich nur kapitalintensive 
Produktionen. Okologische und sozialver- 
trägliche Investitionen sind nicht finanzier- 
bar, da sie die erforderliche Rendite nicht 
erwirtschaften. 


Inschutznahme Silvio Gesells 
Zunächst einmal möchte ich Silvio Gesell 
gegenüber der traditionellen linken Kritik 
verteidigen. Wohlgemerkt nur Gesells 
Werk, die freiwirtschaftliche Bewegung ist 
ein ganz anderes Problem, auf das ich 
später noch stoßen werde. 


Zinskritik 
Als erstes fällt beim Lesen der 
“Natürlichen Wirtschaftsordnung” (NWO) 
auf, daß Silvio Gesell genau wie die 
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NationalsozialistInnen von der “Brechung 
der Zinsknechtschaft” spricht. Was ist 
naheliegender, als an eine 


Ideenverwandschaft zu denken. Bei 


genauer Betrachtung ist allerdings das 
Gegenteil der Fall. Gesell war antitotalitär, 
internationalistisch und es finden sich pro- 
semitische Außerungen. Zudem ist 
Gesells Menschenbild individualistisch 
geprägt. Ganz im Gegensatz zu den völki- 
schen Außerungen der Nazis, wo die 
Masse mehr zählt, als die/der Einzelne. 
Die NationalsozialistInnen übernahmen 
ihre Forderung nach “Brechung der 
Zinsknechtschaft” von Gottfried Feder, der 
1920 ein Buch zum Thema schrieb. Eine 
positive Verbindung zwischen Gesell und 
Feder, ist nirgendwo festzustellen. “Das 
Bestehen dieser Fülle an Divergenzen (....) 
läßt jedoch nicht den Schluß zu, daß die 
Lehrmeister Hitlers - Dietrich Eckart und 
Gottfried Feder - bei der Ausgestaltung 
des NS-Programms nicht auch die Werke 
Stirners und Gesells auf ihre 
Verwertbarkeit untersucht hätten.” (4) Daß 
Gesell sich hingegen von Feder beeinflus- 
sen ließ, ist sehr unwahrscheinlich. Gesell 
lebte in Südamerika. Dort hat er ganz 
unbeeinflußt und unbefangen seine 
Wirtschaftstheorien entwickelt. Selbst 
seine Parallelen zu Proudhon wurden ihm 
erst später bewußt. s 

Unter den FreiwirtschaftlerInnen 
gab es auch völkisch Gesinnte, die ver- 
suchten, Hitler von ihren Ideen zu begei- 
stern. Die NSDAP hat bereits 1921, mit 
den Linzer Beschlüssen zur Geldreform, 
Gesells Ideen restlos verworfen.(5) In den 
20er Jahren gab es einen starken anarchi- 
stisch-individualistischen Flügel innerhalb 
der Freiwirtschaftsbewegung, dem Gesell 
nahe stand. Heutzutage ist diese anarchi- 
stische Tradition fast ganz verschwunden. 


Sozialdarwinismus 
Der Sozialdarwinismusvorwurf hat zwei 
Gesichter. Zum einen meint er den 
Wettbewerbsgedanken. Zum anderen 
Gesells Außerungen über die Entwicklung 
des Menschen in einer freien Wirtschaft. 
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Wettbewerb 

Der Kapitalismus ist kein marktwirtschaftli- 
ches System. “In einer Marktwirtschaft 
können die einzelnen Wirtschaftssubjekte 
zwar Marktmacht erlangen, aber keine 
Herrschaft über andere 
Wirtschaftssubjekte ausüben; die 
Marktwirtschaft ist ein anarchistisches 
(d.h. herrschaftsloses 
Wirtschaftssystem).”(6) 

Zwar gebe es auch die 
Möglichkeit über ein basisdemokratisches 
Gemeinwesen, auf der Grundlage freier 
Vereinbarung, die Wirtschaft zu organisie- 
ren. Frei sind Vereinbarungen aber nur, 
wenn ich auch auf sie verzichten kann. 


D.h., wenn ich auch ohne ein Kollektiv 


wirtschaften kann. Und wie soll individuel- 
les Wirtschaften sinnvoller organisiert wer- 
den, als über einen Markt? 

Warum hat dann der Begriff der 
Konkurrenz heute zu Recht einen so nega- 
tiven Beigeschmack? Im Kapitalismus ist 
der Wettbewerb einseitig. Während die 
unumschränkte Konkurrenz bei der 
Lieferung produktiver Arbeit existiert, ist 
sie bei der Lieferung von Kapital verboten. 
Da ein großer Teil des Volkseinkommens 
in Form von Monopolgewinnen verschwin- 
det, wird der Kampf um den kläglichen 
Rest um so erbitterter geführt.(7) 


Eugenik-Vorwurf 
Ein weiterer Vorwurf richtet sich gegen 
Gesells Hoffnungen, wie sich die 
Menschheit in einer “Natürlichen 
Wirtschaftsordnung” (NWO) entwickelt. 
Diese Vorstellungen entwickelt Gesell 
innerhalb seiner Freilandtheorie. Gesell 
möchte den Boden vergesellschaften, 
indem Grund und Boden in den Besitz der 
Gemeinde übergeht. Die Gemeinde ver- 
pachtet den Boden an die Meistbietenden. 
Dies ist deshalb wichtig, weil ansonsten 
mit dem Grundstück spekuliert werden 
könnte. Denn gäbe es eine Person, die 
noch mehr Pacht bezahlen würde, könnten 
die Pächterin oder der Pächter die weniger 
Pacht bezahlen, das Grundstück weiter- 
verpachten und den Zinsgewinn privatisie- 
ren. Bei Versteigerung an die 
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Meistbietenden wird die gesamte Rente 
vergesellschaftet. Diese vergesellschaftete 
Rente, soll nun nach Gesell, den Müttern 
pro Kind ausgezahlt werden. Dies aber 
nicht etwa aus biologischen oder kulturel- 
len Gründen, sondern aus rein wirtschaftli- 
cher Logik. | 

Die Mütter schaffen erst durch 
ihre Kinder Nachfrage nach Boden, d.h. 
erst durch sie gewinnt der Boden an Wert 
und kann Grundrente abwerfen. Deshalb 
ist es nur gerecht, wenn diejenigen die 
Grundrente bekommen, die sie verursa- 
chen. Des weiteren möchte er durch diese 
Ausschüttung, die Mütter. wirtschaftlich 
unabhängig machen: Keine Frau wird 
gezwungen, Mutter zu werden. Mütter sol- 
len aber gegenüber anderen 
WirtschaftsteilnehmerlInnen nicht benach- 
teiligt werden. 

Kritikwürdiger sind da schon 
Gesells euphorische Vorstellungen von 
der Entwicklung des Menschen in einer 
freien Wirtschaft. Gesell geht davon aus, 
daß sich in einer staatlichen Gesellschaft 
die DuckmäuserlInnen und 
RadfahrerInnen, mit den besten 
Beziehungen zum Staatsapparat, am 
besten fortpflanzen. In einer freien 
Gesellschaft begünstigt der freie 
Wettbewerb die Tüchtigen und damit auch 
deren Fortpflanzung. Hinzu kommt noch, 
daß durch die Mütterrente, die Mütter ihre 
Männer nicht mehr nach dem Geldbeutel, 
sondern nach dem Charakter wählen kön- 
nen. 

Natürlich setzen sich im 
Kapitalismus am besten die 
Duckmäuserlnnen durch, ob dies aller- 
dings eine bessere Fortpflanzung zur 
Folge hat, ist mehr als zweifelhaft. Gesells 
Grundthese ist also falsch. Wichtig ist 
allerdings seine Absicht, selbständigere 
Menschen zu fördern und zwar durch 
Freiheit und nicht durch Erziehung. Und 
diese Intention halte ich immer noch für 
richtig. 

Gesells in diesem Punkt biologi- 
sche Herangehensweise hat nichts mit 
Eugenik, also Rassenhygiene zu tun. 
Überhaupt hat der Begriff Eugenik nichts 


40 


mit freiheitlichen Gedanken am Hut. 
Begründet wurde die Eugenik 1895 von 
Alfred Ploetz. Dieser verstand sich als 
Sozialist. Allerdings nicht als freiheitlicher, 
so daß es auch nicht verwundert, daß sich 
die Nazis dessen Theorien zu eigen mach- 
ten. Den Nazis ging es um den Schutz des 
“deutschen Blutes”, wenn nötig mit 
Zwangssterilisationen. Begründet haben 
es die Nazis mit der Verantwortung des 
Staates gegenüber dem Leben, der Ehe 
und der Familie. Auch heute noch steht die 
Eugenik in dieser Tradition. Nur wurde ver- 


sucht, den Methoden ihren 
Zwangscharakter zu nehmen.(8) 
Gesell geht es nicht um 


Rassenhygiene, d.h. um eine künstliche 
Förderung “positiven” Erbgutes. Er erhofft 
sich über seine Wirtschaftsordnung eine 
natürliche Entwicklung des Menschen. 
Dies heißt für ihn nicht Rassenhygiene, 
sondern über die Abschaffung aller 
Grenzen eine Vermischung der Völker. 
Insgesamt ist bei Gesell keine einseitige 
biologische Determination des Menschen 
festzustellen. Für ihn gibt es nicht nur eine 
biologische, sondern auch eine soziale 
und kulturelle Evolution des Menschen. 
Kritikwürdig halte ich allerdings 
seine positiv moralisierende Wertung der 
Tüchtigen, als seien Tüchtige bessere 
Menschen. Aber dieser Arbeitsethos ist 
gerade auch bei seinen marxistischen 
Kritikerlnnen weit verbreitet. Letztere las- 
sen allerdings kein Recht auf Faulheit zu, 
weil dies asozial sei. Gesell findet 


a zwar schlecht, verbietet es aber 
nicht. 


. Antisemitismus-Vorwurf 
Eine besonders böswillige Unterstellung ist 
der Antisemitismusvorwurf. So zitiert Peter 
Bierl in der OkolinX(9) Gesell mit folgen- 
dem, seiner Meinung nach antisemitische 
Zitat: “Das einzige Volk, das seit 
Jahrtausenden beharrlich Rassenpolitik 
treibt, die Juden, hat überhaupt kein eige- 
nes Land, und kennt die Staatshoheit 
nicht.” Rassenpolitik bedeutet bei Gesell, 
nicht wie bei den Nazis das Ariertum zu 
fördern, sondern das genaue Gegenteil, 
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Völker zu vermischen. Deshalb ist dieses 
Zitat eindeutig prosemitisch, da 
Rassenpolitik für Gesell ein positiver 
Begriff ist. Die Juden sind nach Gesells 
Meinung die einzigen, die sich mit anderen 
Rassen vermischen, und das findet er gut. 
Allerdings ist die Formulierung von 
Menschenrassen eine Voraussetzung von 
Rassismus. Aber dies war nicht die 
Absicht Gesells. 


Kritik an Gesell 
Für Gesell ist Geld ein Öffentliches 
Gut(10). Und wie eine öffentliche Straße 
bedarf es der staatlichen Aufsicht, damit 
kein Unsinn damit getrieben wird. So ist es 
nur konsequent, wenn er sein 
Schwundgeld zum Monopolgeld erhebt. Es 
bliebe weiterhin verboten, eigenes Geld in 
Umlauf zu bringen. In diesem Punkt wider- 
spricht Gesell seiner eigenen Forderung 
nach vollkommen Wettbewerb. 

Auch wenn Gesell in einem seiner 
späteren Werke “Der abgebaute Staat” 
diese Problematik erkannte, konnte er sie 
innerhalb seines Theoriegebäudes nicht 
lösen. Der Westberliner Physiokrat Klaus 
Schmitt meint, daß neben dem 
Schwundgeld der Zentralbank noch freies 
Geld treten könnte(11). Doch dann können 
wir die Zentralbank auch ganz abschaffen. 
Denn eine Zentralbank macht nur dann 
Sinn, wenn sie das Geldmonopol inne hat. 
Nur dann kann sie die Geldmenge "unge- 
stört” steuern. 

Ganz abgesehen davon, daß ein 
derartiges Machtmonopol abzulehnen ist, 
wird eine Zentralbank niemals die 
Geldmenge exakt steuern können, selbst 
wenn der Geldkreislauf durch die 
Umlaufsicherung entstört wäre. Das 
Wachstum einer Volkswirtschaft läßt sich 
nicht exakt vorhersagen. Und die 
Zentralbank müßte bestrebt sein, ihre 
Geldmenge dem Wirtschaftswachstum 
anzupassen, damit es nicht zu Deflations- 
oder Inflationserscheinungen kommt. 

Eine zentrale Steuerung der 
Geldmenge ist auch gar nicht notwendig. 
Eine dezentrale Geldemission, d.h. eine 
Privatisierung des Geldes, ist viel effekti- 
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ver und erreicht genau das, was sich 
Gesell erhoffte. 

1. Beseitigung der Inflation 

Bei Einführung einer Währungskonkurrenz 


- würden die Wirtschaftssubjekte nur noch 


“gutes” Geld annehmen. Das “schlechte” 
inflationistische Geld wird vom Markt ver- 
drängt. Eine Ungleichverteilung auf Grund 
von Inflation würde entfallen. 

2. Wegfall des Zinses 

Da ich als ProduzentIn nunmehr mein 
eigenes Geld emittieren kann, bin ich nicht 
mehr von den Geldbesitzerlnnen abhän- 
gig. Somit können diese keinen Zins mehr 


erpressen. 


Eine Umlaufsicherung des Geldes würde 
sich von ganz alleine, ohne administrative 
Maßnahmen ergeben. Der Markt akzep- 
tiert nur Geld einer Firma, wenn diese sich 
verpflichtet, in dieser Zeit ihre Preise nicht 
zu erhöhen. Denn dadurch Könnte sie indi- 
rekt ihr Geld inflationieren. Da sich aber 
die Kostenstruktur eines Unternehmens 
verändert, begrenzt es die Laufzeit seines 
Geldes. Somit unterbleibt eine 
Geldhortung, und eine relativ konstante 
Einkommenskreislaufgeschwindigkeit des 
Geldes ist gesichert. 

In anderer Weise tritt uns der 
gesellianische Zentralbankgedanke bei 
vielen der heutigen GesellianerInnen ent- 
gegen. Da ja ihr Ziel eine Veränderung der 
Politik der Bundesbank ist, versuchen sie 
über den parlamentarischen Weg ihre 
Ziele zu erreichen. Dabei achten sie nicht 
so genau darauf, ob es nun linke oder 
rechte Parteien sind, denen sie sich anbie- 
dern. Der Glaube an die heilende Wirkung 
einer zentralen Steuerung des 
Geldwesens, macht sie blind vor gesell- 
schaftlichen Realitäten. 


Uwe Brodrecht 
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Meldungen 


Mißlungene Räumung des Abenteuer- 
spielplatzes in Berlin-Friedrichshain 
Am 10. April war es Berliner Ereignis des 
Tages. Schon am Vorabend war in der 
Kreutziger Straße die Baufirma mit Baggern 
erschienen, mußten aber angesichts protestie- 
render Autonomer abziehen. Ein Bagger, den 
sie daließ, hatte am Morgen dann einen 
Schaden in der Hydraulik - irgendein Ubelwoll- 
wollender hatte wohl Schläuche durchgeschnit- 
ten. Die Polizei war am 10. mit großem 
Wagenpark aufgefahren, sperrte ab und stürm- 
te die Dächer der nahegelegenen ehemals 
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besetzten Häuser. Einige schwarzgekleidete 
Gestalten, die dem Vernehmen nach diesen 
oder jenen Stein geworfen hatten, verschwan- 
den rechtzeitig. Die Situation deeskalierte 
zunehmend und schließlich fanden sich die 
Polizeiführung, die Firma, die auf dem Gelände 
bauen will und der Rechtsanwalt des ASP 
(Verein Abenteuerspielplatz Friedrichshain) 
zum Gespräch in einem nahe gelegenen 
Waschsalon. 

Die Maklerfirma Commercial wollte 
eigentlich nur irgendwo im Berliner Stadtbezirk 
Friedrichshain ein eigenes Haus haben. Daß 


telegraph 4/95 


sie vom Stadtbezirk ausgerechnet auf das 
Gelände des seit 1991 bestehenden 
Abenteuerspielplatzes verwiesen wurde, war 
ihr Pech. Nachdem die Commercial das 
Gelände mit einigen Millionen gekauft hatte, 
entdeckte sie erst, daß Friedrichshainer 
Autonome auf diesen Platz ältere Rechte gel- 
tend machen. Allerdings wurde dem 
Trägerverein des Abenteuerspielplatzes im 
Laufe der Verhandlungen klar, daß ein Prozeß 
in jedem Fall zu einer Niederlage führen würde 
und so wurde ein außergerichtlicher Vergleich 
erzielt, nach dem die Commercial für Zwecke 
der Jugendarbeit 140.000 DM spendete. 

Aber wieder erwies sich der Glaube, 
daß mit Geld alles etwas zu klären sei, als trü- 
gerisch. Der Anwalt des Vereins 
Abenteuerspielplatz Friedrichshain erklärte am 
10. April im Waschsalon den verdutzten 
Maklern, daß der Verein sich bekanntlich zu 
einem Vergleich bereit erklärt habe. Wenn den- 
noch Anwohnende oder Unbekannte gegen die 
Beseitigung des Spielplatzes protestierte, so 
sei er nicht die richtige Adresse. Er sei von die- 
sen Leuten nicht zu Verhandlungen beauftragt 
worden. Die Polizei beantwortete die 
Forderungen der Grundstücksspekulanten 
auch nicht zu deren Zufriedenheit. Nein, sie, 
die Polizei, müsse nur dafür sorgen, daß der 
Eigentümer Zugang zum Gelände bekommt. 
Was auf dem Gelände geschieht, müsse von 
der Firma selbst, beispielsweise durch einen 
privaten Wachdienst abgesichert werden. 

Die Commercial, die sich ausgerech- 
net hat, was der Wachschutz kosten wird und 
weiß, was dennoch alles passieren kann, hat 
nun gar keine Lust mehr und verlangt vom 
Stadtbezirk ein Ersatzgelände. Der 
Bezirksbürgermeister Mendiburu (SPD) ist 
wütend und erkärte den Einwohnern der umlie- 
genden, ehemals besetzten Häuser öffentlich 
den Krieg. Auf der Seite der Autonomen steht 
die PDS, die im Friedrichshain stärkste Partei 
ist. Aber auch die Republikaner erklärten sich 
gelegentlich einer Abstimmung für die 
Beibehaltung des Abenteuerspielplatzes: Damit 
sich die Sache totläuft. | 


GLEISBESETZUNG VERHINDERT 
Am 3. April protestierte die KAMPAGNE 
GEGEN ZWANGSDIENSTE, WEHRPFLICHT 
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UND MILITAR im Leipziger Hauptbahnhof 
gegen Kriegsdienst und Rekrutenverschiebung 
und machten Rekruten, die mit dem IC 
“Therese Giehse” in die Kasernen fahren woll- 
ten, auf die Möglichkeit der Verweigerung auf- 
merksam. 

Schon vor dem Querbahnsteig wurde Reiner 
Müller, der Beratungen zu Verweigerung durch- 
führte, von einem Polizisten aufgefordert: 
“Stellen Sie mal durch, daß die Gleise nicht 
betreten werden!” 

Müller stellte sich jedoch neben 
Rekruten und verteilte Flugblätter und 
Ratschläge. 

Den etwa zehn Sympathisanten der KAMPA- 
GNE wurde von mindestens zehn 
Bundesgrenzschützern und sechs Feldjägern 
das Betreten des Außenbahnsteiges verwehrt. 
Mehrere Bahnangestellte und drei Mitarbeiter 
der BSW Bahnschutzfirma konfrontierten die 
Demonstranten mit der Bahnordnung. Sie 
erklärten Flugblattverteilen und Plakatzeigen im 
Bahnhof als verboten und verlangten die 
Fahrkarten. Da die Demonstranten keine 
Fahrkarten besaßen, wurde ihnen verkündet, 
daß der Bahnhof nur für Reisende sei, deshalb 
hätten sie ihn zu verlassen. 

Ein Polizist stellte sich mehrfach ostentativ mit 
dem Rücken vor den Photographen, als dieser 
Grenzschützer von hinten photographieren 
wollte, die den Demonstranten den Weg zum 
Aussenbahnsteig vermehrten. 

Die Aktion wurde von mindestens fünf zivilen 
Einsatzkräften beobachtet. Zwei dieser 
Zivilisten, die teilweise auch durch altmodische 
DDR-Kleidung gut identifizierbar waren, fragte 
Bürgerrechtler Müller, ob sie im Dienst wären. 
Worauf der eine sagte: “Wir? Sind wir im 
Dienst? Nein.” Der andere jedoch erklärte im 
gleichen Augenblick, daß er die gesamte Aktion 
verbieten lassen könne, dies aber gar nicht 
nötig hätte! Ä 

Frank Feiertag 


Besetzungen in Berlin und Potsdam 
In Berlin und Potsdam wartete am 3.4., dem 
Tag der Rekruteneinberufungen, die Polizei 
diesmal vergeblich auf die Schienenblockierer 
von der Kampagne gegen Wehrpflicht, 
Zwangsdienste und Militär. Diesmal besetzten 
sie Einrichtungen des Bundesamtes für 
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Zivildienst. Während in Potsdam die Besetzer 
nach fast zwei Stunden das Amt auf der Insel 
Hermannswerder unangefochten verließen, 
reagierte im Herrschaftsbereich des berüchtig- 
ten Innensenators Heckelmann in Berlin die 
Polizei massiv auf die Besetzung des Amtes 
der Zivildiensttruppe in der Breiten Straße. 
Nach einer dreiviertel Stunde wurde geräumt. 
Gegen die Besetzer, deren Personalien festge- 
stellt wurden, sollen Anklagen wegen 
Hausfriedensbruch eröffnet werden 


Presseerklärung der BesetzerInnen des 
Bundesamt für den Zivildienst zum 
Aktionstag gegen Einberufungen 
Zivildienst ist Kriegsdienst 
In der BRD gibt es keine legale Möglichkeit den 
Kriegsdienst, bzw. die Wehrpflicht, vollständig 
zu verweigern Gemäß Artikel 4 Absatz 3 Satz 
1GG hat jeder männliche deutsche 
Staatsbürger über 18 die Möglichkeit, den 

Kriegsdienst mit der Waffe zu verweigern. 

- Niemand darf gegen sein Gewissen zum 
Kriegsdienst mit der Waffe gezwungen werden 
- Aber: Jeder Kriegsdienstverweigerer kann, 
auch gegen sein Gewissen, zum Kriegsdienst 
ohne Waffen gezwungen werden. das 
Grundgesetz bietet also nur ein ein geschränk- 
tes Recht auf Kriegsdienstverweigerung. 

Wer den Kriegsdienst mit der Waffe 
nicht leistet, ist verpflichtet einen Ersatz zu lei- 
sten, z.B. den Zivildienst. Daraus folgt: 
Zivildienst ist Kriegsdienst ohne Waffe; er ist 
Bestandteil der 
Gesamtverteidigungskonzeptes. Im 
Spannungs-und Verteidigungsfall können 
Zivildienstleistende als Minensucher in atomar 
verseuchten Gebieten, als Bombenentschärfer, 
zum erledigen von Botengänge und zum 
Pflegen von verletzten Soldaten eingesetzt 
werden, so meinte auch Heiner Geißler als 
Familienminister 1983 in einem 
Fernsehinterview. Sie ermöglichen dadurch der 
Armee sich im Kriegsfall auf das Morden zu 
konzentrieren, sie stellen quasi die Soldaten 
frei und sind auch so fest von dem 
Bundesverteidigungsministerium verplant. 

Fest mit verplant ist auch die 
Katastrophenschutzorganisation DRK, die sich 
in Friedenszeiten eine goldene Nase mit den 
Kriegsdienstverweigerern verdient, indem sie 


altes Personal entläßt bzw. frei werdende 
Stellen nicht mit hauptamtlichen Kräften neu 
besetzt, sondern Zivildienstleistende zwangsre- 
krutiert, da deren Lohn vom Bund gezahlt wird. 
Sie mißbraucht Zivildienstleistende um den 
Pflegenotstand zu kurieren. 

Die Arbeitslosen zahlt die 
Gesellschaft und ein drittes Mal ist der Bürger 
dran, wenn die Organisation über die 
Krankenkasse ein Pflegergehalt für den billigen 
Zivi abrechnet. Und dies wird so derzeit 
gehandhabt, bei fast 8 Millionen inoffiziellen 


Arbeitslosen und einer horrenden 
Staatsverschuldung. 
Selbst die Ökonomen der 


Bundeswehr haben vorgerechnet, daß Wehr- 
und Zivildienst zu teuer sind und 
Berufssoldaten und Pfleger der Gesellschaft 
billiger kämen. Aber solange Firmen mit 
Wissen des Bundesamtes für Zuvildienst 
Vereine gründen, um Zivis gewinnbringend für 
sich einzusetzen, ja sogar Kopfgeldprämien in 
Höhe von &,-DM pro Tag und Platz bekommen, 
solange Politiker den Zivildienst fordern, um 
den im höchsten Maße sicherheitspolitisch und 
verfassungsrechtlich bedenklichen Wehrdienst 
aufrecht zu erhalten, nur um so ihrem infantilen 
Kriegsspieltrieb zu frönen, muß man sich nicht 
wundern, wenn es noch perversere Sachen in 
dem ach so friedlichen Zivildienst gibt. Ä 

Das DRK unterhält mehr als 10% 
aller deutschen Zivildienstplätze und hat als 
Präsidenten des Berliner Roten Kreuzes einen 
Kriegsverbrecher aus dem 3. Reich eingestellt. 
Hartwig Schlegelberger war im dritten Reich 
Marinestabsrichter und Vertreter der Anklage 
und hat mehrfach langjährige Haftstrafen und 
Todesurteile gegen Kriegsdienstverweigerer 
und “zersetzende Elemente” sowie “üble 
Drückeberger” ausgesprochen, um sie “auszu- 
merzen”. Seine nazitreue Ideologie gab er offen 
Ausdruck bei der Beschimpfung, es handle sich 
um durch Erbanlage mißartetete 
Schwächlinge”. 

Probleme mit der neuen Position hat 
Schlegelberger nicht, hat er doch nur “Befehl 
und Auftrag” ausgeführt und er würde wieder 
so handeln, wenn sich jemand “feige zurück- 
zieht und drückt”, so jemand verdient “keine 
Gnade”. Seine Zivis haben also im Kriegsfalle 
ihren Kopf schon in der Schlinge, in der 
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Schlinge des Galgens. 

Kein deutscher Militärrichter ist bis 
heute verurteilt worden, Deserteure aber sind 
bis heute nicht rehabilitiert worden, obwohl sie 
das einzige, was sie tun konnten, getan haben 
um den Krieg zu beenden: zu desertieren. 

Die Ausschüsse die Schlegelberger 
überprüfen sollten, bestanden aus ehemaligen 
Kollegen Schlegelbergers, mordenden 
Nazirichtern. 

Zu verdanken haben das die 
Deserteure Parteien, wie der CDU, die sich 
vehement im Bundestag gegen die Straffreiheit 
von Kriegsdienstverweigerern wehrt, aber 
andererseits Kriegsverbrecher in Amt und 
Würden setzt und sie bei Anschuldigungen 
auch noch massiv schützt, wie Eberhard 
Diepgen beispielsweise. Er (Schlegelberger) 
habe sein Leben dem Gemeinwohl gewidmet, 
in einem Verein, der eine Mafia im 
Gesundheitswesen ist. Von der 
Entlassung von Pflegern um Zivis einzusetzen 
(DRK Marburg) bis hin zur Panikmache mit 
Gerüchten über Blutmangel, um mehr Blut 
anschließend mit horrendem Gewinn in andere 
Länder (vornehmlich USA) zu verkaufen. 

Wir protestieren deshalb hier vor dem 
BAZ gegen die Zwangsverpflichtung von jun- 
gen Männern , die unter Mördern und 
Kriminellen einen volkswirtschaftschädlichen 
Zwangsdienst ableisten zu müssen. 

Wir protestieren gegen Politiker, die 
NS-Richter in hohe Positionen setzen, während 
sie Deserteure, die nicht weiter morden wollten, 
weiterhin als vorbestrafte Verbrecher behan- 
deln. 

Das diese Blockade hier in Berlin gemacht 
wird, hängt auch damit zusammen, das hier 
auch ganz andere Mißbräuche mit dem 
Zwangsdienstverhältnis Zivildienst gemacht 
werden. 

So werden hier Brandmeister einberufen, 
obwohl sie wirklich unabkömmlich sind, da ein 
eklatanter Personalmangel an diesen 
Fachleuten in Berlin herrscht und dadurch auch 
ein Sicherheitsrisiko besteht. Als 
Zivildienstleistende fahren sie dann schlecht 
ausgebildet in Rettungswagen mit, während 
andere, unausgebildete Zivis ihre Aufgaben 
erledigen müssen, da ein Zivildienstleistender 
nicht auf seine frühere Arbeitsstelle einberufen 
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werden darf. 
Wir können mit über 30 Fällen dieser Art bei 


Bedarf aufwarten. 


Jens Reich auf dem Weg zum 
Neoliberalismus 

Seinen Rechtsschwenk hat jetzt auch der “ost- 
deutsche Bürgerrechtler” Jens Reich in einem 
“Spiegel”-Interview demonstrieren dürfen. Jens 
Reich, der erst im Oktober 1989 zur DDR- 
Opposition stieß und 1994 für Bündnis 
90/Grüne als Bundespräsident kandidierte, gab 
jetzt seinen Abschied vom demokratischen 
Glauben bekannt. Interessant ist immerhin 
seine Erkenntnis, daß die bundesdeutsche 
Parteiendemokratie nicht in der Lage sei, die 
ökologischen Probleme des Landes zu lösen. 
Statt aber über sinnvollere Demokratieformen 
nachzudenken, will Herr Reich die 
Wahlperioden verlängern. Ein “Okologischer 
Rat”, der alle 10-15 Jahre gewählt wird, soll 
legislative Vollmachten und Vetorecht besitzen. 
Auch in Fragen der neoliberalen Reform des 
Staates machte sich Reich als Neuerer anhei- 
schig. Viele Leistungen könnten in Zukunft 
staatlich nicht mehr garantiert werden. In der 
Sozialpolitik müsse “gesteuert werden”. Die 
Rentenversicherung sei früher nur für die Not 
gedacht gewesen. Nur durch “Umstellung auf 
Eigenversorgung” könne das System garantiert 
werden, meinte der Beinahe-Bundespräsident. 


ALS AUF WOLKE ACHT DER BLITZ 
EINSCHLUG 

Michael Merkel ist der gescheiterter 
Oberbürgermeisterkandidat von Bündnis 90/Die 
Grünen in Dresden, der im letzten Jahr auch 
als Dezernent in der Landeshauptstadt ver- 
schmäht wurde und deshalb von seinem alten 
Posten als Amtsleiter in der CDU-geführten 
Stadtkämmerei Leipzigs nicht noch höher auf- 
steigen konnte. Jetzt arbeitete er sich als akti- 
ver Gast bei der Präsentation von Heiner 
Geißlers Buch “Gefährlicher Sieg” zur 
Buchmesse ganz nach oben. 

Geißler, der einen sympathisch-rationalen 
Eindruck hinterließ, stellte unter anderem klar, 
daß in seinem Buch nur in einem der zehn 
Kapitel von “schwarz-grünen Schnittmengen” 


zu lesen sei. 
Merkel meldete sich als einer der letzten zu 
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Wort (obwohl er es offensichtlich kaum abwar- 
ten konnte) und erklärte: “Ich habe Zweifel 
daran, daß die Schnittmenge zwischen 
Schwarz und Grün so klein ist, wie Sie das 
gesagt haben.” “Wir sind bei den Grünen zu 
verantwortlichen Positionen gekommen”, 
belehrte er den plötzlich ernster gewordenen 
Geißler. 

Doch das genügte Merkel keineswegs. Er ver- 
mochte seine plumpe Anbiederei sogar ins 
Phantastische zu steigern und proklamierte: 
“Die Vorstellung von rot-grüner Außenpolitik ist 


Neue Koalitionsvarianten 'mit derart niedrigem 
argumentativen Niveau zu beschwören, war 
nicht Geißler Sache. Zentnermann Merkel hin- 
gegen hob wegen seines geringen politischen 
Gewichtes schnell ab und landete auf Wolke 


Nummer Acht. 


Von dort hielt er Ausschau nach den 
Missetaten “rot-grüner Außenpolitik”. Bis sich 
eine schwarz-grüne Gewitterwolke Merkels 
getrockneter Rednerkehle erbarmte und ihm 
wenigstens ein Lichtlein anzündete, bevor er im 
Regen neuen Koalitionsfreuden entgegen 


Grund, um für Schwarz-Grün zu kämpfen!” schwebte. Frank Feiertag 
Geißler nickte dezent und blieb auf dem Boden. 
Dokumentation 


Gegendarstellung zum neu erschienen Buch von Carlo Jordan und Hans Michael Kloth 
Arche Nova. Opposition in der DDR. Das “Grün-ökologische Netzwerk Arche 1988-90”, 


BasisDruck 1995 


Als einziges noch aus alten Zeiten überkom- 
menes Mitglied der Umwelt-Bibliothek Berlin 
muß ich zu den Angriffen auf die Politik unserer 
damaligen Gruppe Stellung nehmen, die die 
Voraussetzung dessen war, was die Umwelt- 
Bibliothek heute ist. 
Im vorliegenden Buch wird unter 
anderem auf die teilweise recht drastischen, 
persönlichen und peinlichen 
Auseinandersetzungen eingegangen, die sich 
Anfang bis Mitte 1988 bei der Spaltung der 
Gruppe der Berliner Umwelt-Bibliothek im 
Zusammenhang mit den unterschiedlichen 
Positionen zum Netzwerk Arche abspielten. 
Gerade weil sich dies in einer bei vielen längst 
vergessenen Zeit abspielt, ist es umso bedau- 
erlicher, daß dabei die tatsächlichen Probleme 
retuschiert oder undifferenziert dargestellt und 
persönliche Ressentiments in den Vordergrund 
geschoben wurden. Ohne die damaligen 
gegenseitigen Verletzungen noch einmal erör- 
tern und dadurch erneuern zu wollen, wird im 
folgenden ein Versuch zu einer Richtigstellung 
unternommen. Zunächst aber eine Leseprobe, 
aus der die Art ersichtlich wird, in der hier gear- 
beitet wird: 
S. 37, 38: “Einige favorisierten das Modell der 
“Kirche von Unten” (KvU) mit dem Ziel, kirchli- 
che Gruppen und schließlich die Kirche selbst 
zur offenen Opposition gegen den SED-Staat 
zu treiben und - nach dem Vorbild der 
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“Theologie der Befreiung” - in den 
Basisgemeinden selbst die “bessere” 
Gesellschaft vorwegzunehmen. ... Auf der kon- 
zeptionellen Ebene unterstützte die Mehrheit in 
der UB die Ideen der auf Kirchenreform ausge- 
richteten “Kirche von Unten”, während eine 
Minderheit - die der Netzwerk- und Arche- 
Befürworter sich an Organisationsstrukturen 


. der internationalen alternativen Bewegung und 


an den in Osteuropa durch die sowjetische 
Glasnost-Politik rasch anwachsenden Umwelt- 
und Bürgerbewegungen orientierte. Auf der 
praktisch-politischen Ebene entzündete sich 
der Streit beispielsweise an dem Abbruch der 
Mahnwachen an der Zionskirche durch 
Wolfgang Rüddenklau. Obwohl erst eine der 
vier Forderungen der Demonstranten - die 
Freilassung der vier inhaftierten UB-Mitglieder - 
erfüllt worden war, rief er zum Abbruch auf, um 
Rechtsanwalt Schnur “einen wirklichen 
Verhandlungsspielraum mit den Staatsorganen 
einzuräumen”. Der Streit eskalierte dann ab 
Dezember 1988 um die “Neujahrsbotschaft” 
der Umwelt-Bibliothek an Michael Gorbatschow 
(in der die Abschaffung der Todesstrafe für 
Sowjetsoldaten auf dem Gebiet der DDR gefor- 
dert wurde). Die “linke Mehrheit” bestand dar- 
auf, daß der Brief, der in den Westmedien 
erschienen war, nicht basisdemokratisch legiti- 
miert war - obwohl die wichtigsten UB-Akteure 
einbezogen worden waren und diese im 
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Vorfeld solche Bedenken nicht erhoben hatten. 
Dies hatte unmittelbar zur Folge, daß die 
Netzwerk-Befürworter die Gründung der Arche 
nicht in der Umwelt-Bibliothek durchführen 
konnten.” 


Gegenüber den Darstellungen im obigen 
Buch ist zu sagen: 

1. Das Konzept einer von Basisgemeinden 
getragenen kirchlichen Opposition ist in der 
dargestellten Form im der Kirche von Unten 
und in den überall in der DDR vertretenen 
Gruppen der Offenen Arbeit nur von Wenigen 
vertreten worden. Vielmehr ging es zunächst 
einmal darum, Freiräume zu erkämpfen, um 
Leben selbstbestimmt und miteinander führen 
zu können. Daß dies in der DDR ehestens in 
Räumlichkeiten der Kirche zu haben war, wur- 
de als bedauerlich, aber nicht wesentlich 
bestimmend für die Inhalte der Offenen Arbeit 
empfunden. Ein Schneeballeffekt, den man 
sich in der Tat von dieser anderen Art von 
Zusammenleben erhoffte, wurde auch nicht 
konkret mit der Kirche verbunden. Ein Zusam- 
menhang zwischen der Berliner Gruppe der 
Offenen Arbeit, die sich nach dem spekta- 
kulären “Kirchentag von Unten” in Berlin im 
Jahre 1988 “Kirche von Unten” nannte, und der 
Umwelt-Bibliothek, bestand an sich nicht. Es 
gab nur bei einigen Mitgliedern der Umwelt- 
Bibliothek ähnliche anarchistische Grundposi- 
tionen, namentlich Ablehnung von Repräsen- 
tantendemokratie und Parteien. 


2. An anderer Stelle des gleichen Buches (S. 
32) und von einem anderen Autor werden die 
Streitpunkte zwischen Umwelt-Bibliothek und 
Arche erstaunlicherweise sehr präzise formu- 
liert: “Veben der Frage, in welcher Form man 
eine effizientere Vernetzung der DDR-Okolo- 
giegruppen erreichen könne, stand der Konflikt 
um die Zusammenarbeit mit den 
Ausreisewilligen.” Hinzu kam eine 
Auseinandersetzungen über verschiedene 
Demokratieformen, namentlich Repräsentan- 
ten- und Basisdemokratie. 


3. Dementsprechend wurde von der, von Carlo 
Jordan so bezeichneten, “linken Mehrheit” der 
Umwelt-Bibliothek das “grün-ökologische 
Netzwerk Arche” abgelehnt, weil es eine 
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Organisation der Ökologiebewegung von oben 
anstrebte, mit all dem Funktionärsunwesen, 
das wir nicht zu tolerieren gedachten. Unserer 
Ansicht nach ging es im Effekt um die 
Vorbereitung einer Parteigründung (die dann ja 
1989 tatsächlich aus der Arche entstand). 
Außerdem lehnten wir die massenweise 
Aufnahme von Ausreisewilligen ab, wie sie von 
der Arche betrieben wurde. Dies war unserer 
Ansicht nach ein Sicherheitsrisiko. Zudem war 
aus den Januarereignissen 1988 klar gewor- 
den, daß das Interesse der Ausreisewilligen 
nicht auf die Reform der DDR gerichtet war, 
sondern, daß sie sich bei den Behörden mög- 
lichst unbeliebt machen wollten, um auf diese 
Weise schnell in den Westen zu kommen. In 
der Tat wurde durch die Ausreisewilligen die 
Arche über ihre Bedeutung hinaus personell 
aufgeschwemmt und blieb 1989 nach der 
Grenzöffnung als leerer Schlauch zurück. 


4. Die heftigen Auseinandersetzungen, die um 
den Ausschluß der Arche aus der Umwelt- 
Bibliothek entstanden, sind nicht zu verstehen, 
ohne die Zersetzungsmaßnahmen der Staatssi- 
cherheit zu kennen, die nach der fehlgegange- 
nen Zionsaffäre in der Umwelt-Bibliothek einen 
Hauptfeind sah. Ziel der Stasi war es, die Um- 
welt-Bibliothek zu spalten. Aus diesem Grunde 
wurde insbesondere alles getan, um Konflikte 
zwischen mir und Carlo Jordan zu erzeugen, 
weil wir der Staatssicherheit als die Führer. der 
Gruppe galten. Leider sind uns nur sehr wenige 
Maßnahmepläne der Staatssicherheit erhalten 
geblieben, die den eigentlichen Schlüssel zu 
den Stasi-Akten darstellen. Ein uns vorliegen- 
der Maßnahmeplan vom 30. September 1987 
sah vor: “Durch vorhandene IM im Redaktions- 
kreis der “Umwelt-Bibliothek” und in Koordinie- 
rung mit dem Einsatz weiterer IM in der “Um- 
welt-Bibliothek” ist eine Bewegung zum weite- 
ren Tätigwerden im Sinne des Umweltschutzes 
zu initiieren, die zur Bildung einer relativ eigen- 
ständigen Gruppe unter Leitung eines IM 
führen muß, in deren Folge es zur Aufspaltung 
des Redaktionskreises und der Gefolgschaft 
der “Umweltbibliothek” kommt und schließlich 
zur Zersetzung/Selbstauflösung bzw. zur posilti- 
ven Umprofilierung des Hauptteils der “Umnwelt- 
bibliothek führt” (BV Berlin, OV “Bibliothek”, 
Sachstandsbericht vom 30. September 1987, 
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S. 20/131). Ich will damit nicht behaupten, daß 
die Gründung der “Arche” einem Plan der 
Staatssicherheit entsprang, sondern lediglich, 
daß sie von der Staatssicherheit und ihren Inof- 
fiziellen Mitarbeitern im Sinne des zitierten 
Plans zur Zersetzung und politischen Disfunk- 
tionalisier£ung der Umwelt-Bibliothek genutzt 
wurde. Das wird auch in einer späteren Ein- 
schätzung des IMB “Reinhard Schuhmann vom 
1. August 1989 bestätigt, wo es heißt “Ziel war 
die Diskreditierung des auf politischen Aktionis- 
mus ausgerichteten Führungskreises der “Um- 
weltbibliothek Berlin” um die Personen Rüdden- 
klau, sowie Auffangen von am praktischen Um- 
weltschuitz interessierten Personen innerhalb 
der “Arche”.” (IM-Akte “Reinhard Schuhmann”, 
KD Berlin Mitte, 1. August 1989, Einsatz- und 
Entwicklungskonzeption des IMB “Reinhard 
Schuhmann’”..., S. 144a). Und in der Tat waren 
die zwei in unsere Gruppe eingeschleusten 
Inoffiziellen Mitarbeitern, Falk Zimmermann 
(IMB “Reinhard Schuhmann”) und Rebecka 
Münz (IMB “Markus Hirsch”) mit ihren 
Zersetzungsmaßnahmen relativ erfolgreich und 
- verschärften das Klima zwischen Arche-Leuten 
und der Restgruppe bis zur Weißglut. 


5. Da die Organisation der Arche nicht von der 
Mehrheit der Gruppe gebilligt wurde, forderten 
wir in einem Gruppenbeschluß Anfang 1988 die 
Arche-Leute auf, nicht mehr die Logistik der 
Umwelt-Bibliothek zu benutzen und nicht mehr 
im Namen der Umwelt-Bibliothek aufzutreten. 
Da aber fortlaufend das Gegenteil weiter 
geschah und als Höhepunkt ein von uns orga- 
nisierter Gottesdienst am Tschernobyl-Tag hin- 
ter unserem Rücken zur Plattform der Arche 
umfunktioniert wurde, kam es zu dem von 
Carlo Jordan erwähnten “Unvereinbarkeits- 
beschluß” zwischen Arche und Umwelt-Bib- 
liothek. 


6. Geltend gemacht wurde damals von der “lin- 
ken Mehrheit” in der Umwelt-Bibliothek folgen- 
de prinzipiellen Unterschiede in der Arbeits- 
weise: 

“Voraussetzung einer Vernetzung ist 
zunächst Selbstfindung und thematische Arbeit 
der Gruppen vor Ort, an der es zumeist fehlt. 
Ab einem bestimmten Punkt wird konsequente 
Arbeit automatisch eine thematische 


Vernetzung fordern. Diese Vernetzung erfolgt 
dann unter den arbeitenden Gruppen und von 


unten. Sie ist eine Zusammenarbeit von auto- ° 


nomen Gruppen zu bestimmten Zwecken und 
braucht keine Funktionäre. 

Stattdessen versuchen die Arche- 
Leute von oben die Gruppen zu thematischer 
Arbeit anzuleiten und deren fehlendes 
Selbstbewußtsein durch Instrumentalisierung 
zu ersetzen. In typischer Politikermasche ver- 
suchen sie sich eine irgendwie geartete 
Vertretung zu schaffen, indem sie richtige 
Fragen stellen lassen und falsche Antworten 
geben. Insofern ist die Arche nur nominell 
demokratisch und föderal. Tatsächlich dient sie 
der Profilierung einer Handvoll Funktionäre. 

Die bloße Organisierung der 
Umweltgruppen sprengt überdies eine sich 
gerade anbahnende Erkenntnis zu gemeinsa- 
men Zielen aller Basisgruppen der DDR, der 
Friedens-, Umwelt-, 3. Welt-, Frauen- 
Emanzipationsgruppen und Gruppen der 
Offenen Arbeit. Der ohnehin sektiererische 
Charakter der Umweltgruppen wird verstärkt. ” 
(“Umweltblätter”, Juni 1988, S. 39). 


7. Die im Weiteren geschilderten Konflikte der 
Umwelt-Bibliothek mit der Arche um Druckma- 
schinen sind ebenso tendenziös dargestellt. 
Tatsächlich war von westdeutschen Unter- 
stützergruppen sowohl der Umwelt-Bibliothek 
als auch der Arche je eine Maschine zugesagt 


worden. Weil in der Umwelt-Bibliothek eine 


Wachsmatrizenmaschine ohne Adressierung 
ankam, entstand daraus bei der ohnehin wech- 
selseitig angespannten Stimmung ein ziemlich 
böser Konflikt, der in der Folge durch die 
Inoffiziellen Mitarbeiter entsprechend vertieft 
wurde. 
Da die Arche-Leute den IMB “Rein- 
hard Schuhmann” zum “Verantwortlichen für 
Druckangelegenheiten” gemacht hatten, statt 
sich nach technisch Sachverständigen umzuSe- 
hen, gelang es ihnen nie, eine Druckmaschine 
zum Laufen zu bringen. Währenddessen hatten 
wir in der Umwelt-Bibliothek eine geeignete 
technische Gruppe aufgebaut und waren zu 
Druckleistungen in der Lage, die für DDR- 
Verhältnisse erstaunlich waren. Das Ansinnen, 
daß der uns bereits aus anderen Gründen 
suspekte “Reinhard Schuhmann” auf unserer 


48 


telegraph 4/95 


Maschine Arche-Infos drucken sollte, lehnten 
wir empört ab. Wir erklärten uns aber bereit, für 
Geld die “Arche Nova” zu drucken. Dadurch 
konnten wir 1989 unseren Druckern, die bald 
rund um die Uhr beschäftigt waren, eine 
Aufwandsentschädigung von drei Mark pro 
Stunde zahlen. 


8. In den folgenden Monaten kam es zu einer 
Entspannung der Konfliktsituation mit der Arche 
und bereits 1989 war eine relativ harmonische 


Zusammenarbeit möglich. 

Insofern ist es mir unverständlich, 
daß jetzt in derartig tendenziöser Weise die 
Konflikte von damals noch einmal hochgekocht 
werden. Auf die ebenso tendenziös vorgetra- 
genen persönlichen Vorwürfe gegen mich 
gedenke ich nicht einzugehen. Ich habe keine 
Lust auf persönliche Beleidigungen mit persön- 
lichen Beleidigungen zu reagieren. 

Berlin, den 27. März 1995 
Wolfgang Rüddenklau 


Red: Eine Rezension zum Buch, das auch seine Stärken hat, folgt vermutlich im nächsten “tele- 


Q raph” 


Erkärung einer Nürnberger Gruppe zu ihrem 
Austritt aus der JRE 


Wir Genossen/innen aus Nürnberg wollten im 
Zuge der Bundeskonferenz von Jugend gegen 
Rassismus in Europa (JRE) in Köln unseren 
Austritt aus dieser Organisation erklären. Die 
Vorkommnisse auf der Buko haben uns in die- 
sem Entschluß bekräftigt. Mit dieser Erklärung 
möchten wir nochmals auf die Zustände und 
fehlerhaften Entwicklungen innerhalb der JRE 
hinweisen. Die konsequente Ausgrenzungs- 
politik der Sozialistischen Alternative Voran 
führte zum Austritt der meisten unabhängigen 
Gruppen. Dies führte vor allem auf der Buko zu 
einseitigen Beschlüssen, da Anträge von 
Voran-unabhängigen Gruppen keine Chance 
auf Verwirklichung hatten. Seit dem Sommer- 
camp gab es deshalb zahlreiche Austritte, wie 
z.B. von München, Lindau, Lindenberg, 
Kahlsruhe, Frankfurt, Offenbach, Flensburg, 
Offenburg, Salzbach-Rosenberg, Hamburg, vier 
Berliner Stadtteilgruppen, einer Stuttgarter 
Gruppe und Nürnberg. Gleichzeitig wird deut- 
lich, daß sich keine Anderung der 
Finanzstrategie durch die JRE/Voran-Führung 
abzeichnete. In der Finanzabrechnung wurde 
beispielsweise kein Kontostand bzw. Schulden- 
stand oder auch nur die Campabrechnung 
ersichtlich. Ein Revisionsbericht fehlte vollstän- 
dig. 

Wir Genossen/innen aus Nürnberg 
haben uns seit mittlerweile einem Jahr inner- 
halb der JRE organisiert und haben seitdem mit 
dieser Organisation überwiegend negative 
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Erfahrungen gemacht. Zusammen mit vielen 
anderen Gruppen haben wir nach den ersten 
auftretenden Problemen immer versucht, die 
Voran-unabhängige Basis innerhalb JRE zu 
stärken und somit eine reale Basisdemokratie 
zu verwirklichen. Nach all der Zeit müssen wir 
leider feststellen, daß der Voran-Einfluß bei 
JRE konträr zu den. Wünschen vieler 
Einzelmitglieder und Gruppen immer stärker 
geworden ist und JRE somit ausschließlich von 
Voran dominiert und geführt wird. 

Mit dieser Erklärung wollen wir noch 
einmal unsere Probleme und Kritikpunkte 
publik machen, welche uns zum Austritt aus 
JRE bewegten. 


1. Finanzpolitik 
Die Finanzpolitik der Genossen/innen des 
Bundesvorstandes ist schlecht organisiert und 
fällt nur durch absolut fehlende Transparenz 
auf. Transaktionen innerhalb des Etats sind 
nicht nachzuverfolgen, das Budget für das 
Bundesbüro ist utopisch und die einzige vor- 
handene Finanzstrategie ist, die, einzelnen 
Gruppen zu Sammel - und Bettelaktionen bei 
den Gewerkschaften und der SPD zu animie- 
ren. In Einzelfällen wurden Sammelziele veröf- 
fentlicht, ohne die betroffenen Gruppen zu 


informieren. 


2. Dominanz von Voran 
Wie schon oben erwähnt, ist JRE unserer 
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Meinung nach viel zu stark von Voran 
beeinflußt. Wir können uns der Anbiederung an 
die Sozialdemokratie und den Gewerkschaften 
nicht anschließen und auch nicht damit identifi- 
zieren. Alle JRE-Gremien haben darüber hin- 
aus eine SAV-Mehrheit. Selbst das 
Bundesbüro ist Zeit seines Bestehens 
ausschließlich mit Voran-Mitgliedern besetzt. 
Das führte unter anderem dazu, daß 
Informationen die nicht auf Voran-Linie lagen, 
nur schleppend oder. gar nicht weitergeleitet 
wurden. Zusätzlich gefährdet dieser Einfluß die 
Basisdemokratie und läßt sie zur Makulatur 
werden. 


3. Fehlender Pluralismus 

In ihrem Grundsatzprogramm macht JRE deut- 
lich, daß sie für alle Gruppen offensteht oder 
zumindest stand. beim letzten 
Bundesausschuß zeigte sich, daß dies leider 
nur leere Worte waren. Dort wurde ein 
Delegierter der Freiburger Gruppe nach einem 
Redebeitrag massiv bedrängt und in seiner 
Redefreiheit stark beeinflußt. Generell werden 
Kritiker der offiziellen JRE-Politik ausgegrenzt, 
so daß viele Genossen/innen zum Austritt 
bewogen werden. Gerade nach dem Antifa- 
Camp hat es zahlreiche Austritte gegeben. 


4. Selbstdarstellung JRE 

Das Auftreten von JRE bei Demos und ande- 
ren Veranstaltungen ist geprägt von einer 
Egozentrik, welche auf andere Gruppen nur 
noch abschreckend wirken kann. Wir als 
Antifas aus Nürnberg haben z.B. die Folgen der 
Demonstration gegen das JN- 
Schulungszentrum in der Pirkheimerstraße bis 
heute zu tragen. Der Slogan “Wir sind JRE” war 
mehr als katastrophal und zeigt bis heute 
Wirkung. Dazu kommt noch, daß der Ahnenkult 
um die Demo in Brüssel mehr als peinlich ist. 


5. Sicherheit 
Der Umgang mit persönlichen Daten bei JRE 
ist mehr als lax. Solche Daten werden unbe- 
kannten Personen am Telefon oder per Post 
weitergegeben, ohne Rücksprache mit den 
Betroffenen zu halten. Angeblich ist dies auf die 
Überlastung des Bundesbüros zurückzuführen 
(Zitat eines Genossen aus dem Bundesbüro) 
und kam nur in Einzelfällen vor. Wir haben 


50 


jedoch permanent solche Erfahrungen gemacht 
und dieses Problem oft angesprochen, doch 
eine Resonanz war auch nicht bei der Sicher- 
heitbeauftragten im Bundessprecher/Innenrat 
zu bemerken. Hier wird durch puren Leichtsinn 
die Existenz und die Gesundheit von Genos- 
sen/innen gefährdet. Auch beim JRE-Camp in 
Reinwarzhofen wurde dieses mangelnde Si- 

cherheitsverständnis überdeutlich. | 


6. Zusammenarbeit mit JRE-fremden 
Organisationen 
Zwar hat auch JRE das Superwahljahr in sei- 
ner eminenten Wichtigkeit erkannt, doch gera- 
de auf dem Camp im August gab es keine ein- 
zige Veranstaltung dazu. Wir halten es für 
wahrscheinlich, daß hier durch Voran-Einfluß 
versucht wird, die Sozialdemokratie und die 
Gewerkschaften zu schützen und zu unterstüt- 
zen, um somit das Wohlwollen dieser 
Organisationen nicht zu gefährden. Hier wer- 
den offensichtlich linke Grundsätze und Ideale 
verleugnet, um den Status Quo mit sogenann- 
ten linken, einflußreichen Parteien nicht zu 
stören. Im Gegenzug werden linke Gruppen, 
z.B. aus dem autonomen Spektrum, von der 
Zusammenarbeit ausgeschlossen bzw. durch 
vorher nicht abgestimmte Publikationen aus 
dem Bundesbüro diskreditiert und ausgegrenzt. 


Die Gruppe Nürnberg sieht für einen weite- 
ren Verbleib innerhalb der JRE keine 
Perspektive mehr und erklärt hiermit ihren 
geschlossenen Austritt aus dieser 
Organisation. 


I Diese Zeit braucht diese Tageszeitung 
jüngeWelt Und diese Zeitung braucht Eure Hilfe 
Ein Soliabo kostet insgesamt 90 DM. 
Bestellung an das jw-Aktionsbüro, Am 
Treptowerpark 28-30, 12435 Berlin oder über 


Fax-Nr. (030)68834343 

Info & Aktion (030) 68834334 
Spendenkonto jw MitarbeiterInnenverein: 
BLZ 10010010, Kto. 598514-108 
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Bu telegraph-Abonnement 
Ich bestelle den telegraph im Abonnement 

ab: für 

__ 1 Jahr (45,- DM) 

__ 1/2 Jahr (23,- DM) 

Das Abonnement verlängert sich automatisch, sofern es 
nicht spätestens 6 Wochen vor Ablauf des alten Abos 
gekündigt wird. Der Auftrag kann innerhalb von 10 
Tagen widerrufen werden. 

__ auf Probe (2 Hefte für 6,- DM) 

Das Probeabo verlängert sich nicht automatisch! 
Probeabo nur gegen Vorkasse (bar oder Briefmarken!) 


[TE | 


pn m mn an mm 


An 
Redaktion telegraph - 

Schliemannstr. 22 
10437 Berlin 


L 


Datum/Unterschrift 


Name: 
Str./Nr.: 
Ort/PLZ: 


El telegraph - das Geschenk 
Ich verschenke den telegraph als Abo für 
1 Jahr (45,- DM) an: 


Name: Zahlungsweise: ___ Rechnung ___ Scheck 
Str./Nr.: ___ per Abbuchung __ Bar 
Or/PLZ 


Das Geschenkabo verlängert sich nicht automatisch! 
Der Auftrag kann innerhalb von 10 Tagen widerrufen 
werden. 


Konto-Nr. Bankleitzahl 


Name der Bank/Ort 


Datum/Unterschrift 


Datum/Unterschrift 


Hinweise zur Abokarte: 

Im grau markierten Feld bitte ankreuzen, ob Ihr den "telegraph" verschenken wollt, oder selbst 
abonniert und das zugehörige Feld ausfüllen. Dann rechts das Feld zur Zahlungsweise ausfüllen. 
Nur wenn ein Einzug des Geldes vom Konto (Abbuchung) gewünscht ist, bitte die Angaben zu 
Kontonummer, Bankleitzahl etc. machen und vor dem Abschicken nochmal überprüfen sowie 
mit der zweiten Unterschrift bestätigen. 


Fristen: 
Das Abo (nicht Geschenk- oder Probeabo) verlängert sich automatisch, wenn nicht spätestens 6 


Wochen vor Ablauf des alten Abos die Kündigung erfolgte. Den Aboauftrag könnt Ihr bis zehn 
Tage nach Abschicken (Poststempel) widerrufen. 
Probeabo: 


\ Wer den "telegraph" noch nicht kennt, kann sich über das Probeabo informieren (nur gegen 


Vorkasse Bar oder Scheck) 
Geschenkabo: nn 
Wenn Euch jemand lieb ist, schenkt ihr/ihm doch einfach ein "telegraph"-Abo! 


Förderabo: ur Te 
Menschen, die meinen, daß sie so viel Geld verdienen, daß sie eine Zeitschrift wie den "tele- 


graph" unterstützen wollen, können das mit einem Förderabo für mindestens 70,- DM im Jahr 
tun. Die Fristen sind die gleichen wie beim normalen Abo. Wirtschaftlich geht es dem "tele- 


graph" nicht besonders gut. 


Auslandsabo: 
Wegen des erheblich höheren Portos kostet ein Auslandsabo im Jahr 60,- DM. LeserInnen in 


Osteuropa erhalten allerdings wegen des Verfalls der dortigen Währungen auf Wunsch den "tele- 
graph" wesentlich verbilligt. 
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